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28. 01.75 


Sachgebiet 714 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Gasverbrauchsgeräte, hierfür bestimmte Gassicherheits- und Regeigeräte 
und über Prüfverfahren für diese Geräte 

zur Angieichung der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über 
Warmwasserbereiter für sanitäre Zwecke, die mit gasförmigen 
Brennstoffen beheizt werden 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über Gasverbrauchsgeräte, hierfür bestimmte Gassicherheits- und Regelgeräte 
und über Prüfverfahren für diese Geräte 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung folgender Gründe: 

In einigen Mitgliedstaaten bestehen zwingende 
Vorschriften über die technischen Merkmale für den 
Bau, die Prüfung und/oder den Betrieb von Gasver- 
brauchsgeräten. Diese Vorsdiriften sind von einem 
Mitgliedstaat zum anderen verschieden. Durch ihre 
Unterschiedlichkeit führen sie zu Handelshemm- 
nissen und können innerhalb der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft ungleiche Wettbewerbsbedin- 
gungen schaffen. 


Diese Hindernisse für die Errichtung und das Funk- 
tionieren des gemeinsamen Marktes können verrin- 
gert oder sogar beseitigt werden, wenn in allen Mit- 
gliedstaaten dieselben Vorschriften entweder an- 
stelle ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften oder in 
Ergänzung hierzu angenommen werden. 

Eine Kontrolle der Einhaltung dieser technischen 
Vorschriften ist erforderlich, um Verbraucher und 
dritte Personen wirksam zu schützen. Die bestehen- 
den Prüfverfahren sind jedoch von einem Mitglied- 
staat zum anderen verschieden. Um den freien 
Warenverkehr mit diesen Geräten innerhalb des 
gemeinsamen Marktes zu verwirklichen und mehr- 
fache Kontrollen zu vermeiden, die ebenso viele 
Handelshemmnisse für diese Geräte darstellen, ist 
es notwendig, eine gegenseitige Anerkennung der 
Prüfverfahren zwischen den Mitgliedstaaten vorzu- 
sehen. 

Zur Erleichterung dieser gegenseitigen Anerken- 
nung dieser Kontrollen ist es insbesondere erforder- 
lich, geeignete EWG-Zulassungs- und Prüfverfahren 
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für diese Geräte zu schaffen und die Kriterien zu 
harmonisieren, die von den mit der Prüfung beauf- 
tragten Organismen in Betracht gezogen werden 
müssen. 

Die Abgrenzung der Verantwortung der Prüfbe- 
hörden wird in jedem Mitgliedstaat verschieden ge- 
handhabt, weshalb eine Harmonisierung auf diesem 
Gebiet erforderlich ist. 

Das Vorhandensein von EWG-Zeichen oder Stem- 
peln auf Gasverbrauchsgeräten, die deren Zulassung 
bescheinigen, läßt den Schluß zu, daß die Geräte den 
einschlägigen technischen Vorschriften entsprechen, 
so daß bei der Einfuhr und bei der Inbetriebnahme 
eine Wiederholung der bereits durchgeführten Kon- 
trollen überflüssig wird. 

Die nationalen Regelungen auf dem Sektor der 
Gasverbrauchsgeräte behandeln zahlreiche Geräte- 
kategorien von sehr unterschiedlicher Verwendung 
und Leistung. Es ist daher notwendig, in dieser Richt- 
linie allgemeine Vorschriften festzusetzen, die ins- 
besondere das EWG-Zulassungsverfahren und das 
EWG-Prüfverfahren betreffen. In Einzelrichtlinien 
für jede Kategorie von Gasverbrauchsgeräten wer- 
den Vorschriften über die technische Ausführung, die 
Prüfmodalitäten für diese Geräte und gegebenenfalls 
die Bedingungen festgelegt, unter welchen die ge- 
meinschaftlichen technischen Vorschriften an die bis- 
her bestehenden nationalen Bestimmungen treten 
sollen. 

Zur Berücksichtigung des technischen Fortschritts 
ist eine rasche Anpassung der technischen Vor- 
schriften der für Gasverbrauchsgeräte maßgeblichen 
Richtlinien erforderlich. Um die hierzu erforderlichen 
Maßnahmen zu erleichtern, ist es notwendig, ein 
Verfahren einzusetzen, das eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission vorsieht, und zwar im Rahmen eines Aus- 
schusses zur Anpassung der Richtlinien für die Be- 
seitigung der Hemmnisse im innergemeinschaftlichen 
Warenverkehr auf dem Gebiet der Gasverbrauchs- 
geräte an den technischen Fortschritt. 

Es kann der Fall eintreten, daß auf dem Markt be- 
findliche Gasverbrauchsgeräte zwar den Vorschriften 
der für sie maßgeblichen Einzelrichtlinie entsprechen, 
aber trotzdem die Sicherheit gefährden. Es muß 
daher ein Verfahren vorgesehen werden, um dieser 
Gefahr vorzubeugen. 

In den Mitgliedstaaten herrschen unterschiedliche 
Bedingungen bezüglich der Gasarten und der ver- 
wendeten Gasdrücke. Diese Gegebenheiten können 
nicht harmonisiert werden, weil die Art der Versor- 


gung und der Verteilung der Energie Sache jedes 
Mitgliedstaates ist. — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen und Grundprinzipien 

Artikel 1 

1. Als Gasverbrauchsgerät im Sinne dieser Richt- 
linie gelten; 

a) alle Heiz- und Warmwasserbereitungs-, Kühl-, 
Beleuchtungs- und Waschgeräte; 

b) alle für diese Geräte bestimmten Sicherheits- und 
Regeleinrichtungen, sofern sie zur Verwendung 
auf dem Land und für den Betrieb mit Brennstof- 
fen bestimmt sind, die unter den für die Geräte 
festgelegten Verwendungsbedingungen gasför- 
mig sind. 

2. Als EWG-Gasverbrauchsgeräte im Sinne dieser 
Richtlinie und der Einzelrichtlinien gilt jedes Gerät, 
das entsprechend den Vorschriften der für diese 
Kategorie von Gasverbraudisgeräten maßgeblichen 
Einzelrichtlinie hergestellt ist. 

3. Als Gerätetyp gilt jedes in Serie hergestelltes 
Gasverbrauchsgerät, wenn es für die Serie repräsen- 
tativ ist. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen aus Gründen, die die 
Konstruktion und die Kontrollen betreffen, das Zu- 
verkehrbringen, den Anschluß an das Versorgungs- 
netz und die bestimmungsgemäße Inbetriebnahme 
von EWG-Gasverbrauchsgeräten nicht verweigern, 
verbieten oder beschränken, wenn sie den Vor- 
schriften der für sie maßgeblichen Einzelrichtlinie 
entsprechen und gemäß den Bedingungen dieser 
Richtlinie und der maßgeblichen Einzelrichtlinie ge- 
prüft worden sind. 

Artikel 3 

1. Die Einzelrichtlinien enthalten für jede Gas- 
gerätekategorie Angaben über die technischen 
Merkmale, die Kontroll- und Prüfverfahren sowie 
gegebenenfalls über die Betriebsweise. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanz- 
leramtes vom 27. Januar 1975 — 1/4 — 680 70 — E — Ga 10/75. 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermit- 
telt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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2. Sie schreiben ferner für die betreffenden Gas- 
verbrauchsgeräte die Bedingungen vor, unter denen 
sie der EWG-Zulassung und der EWG-Prüfung be- 
dürfen. 

3. Sie können außerdem vorschreiben, zu wel- 
chem Zeitpunkt die mit dieser Einzelrichtlinie über- 
einstimmenden nationalen Vorschriften an die Stelle 
der früheren nationalen Vorschriften treten. 


Artikel 4 

Die Verantwortung der im Einklang mit An- 
hang III, Punkt A dieser Richtlinie notifizierten 
Kontrollbehörde, die die Prüfungen vorgenommen 
hat, beschränkt sich auf die Durchführung der Prü- 
fungen nach den Vorschriften der Richtlinien für 
Gasverbrauchsgeräte und auf die ihr durch diese 
Richtlinien zugewiesenen Aufgaben. 


Artikel 5 

Das Zeichen b, das gemäß den in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Bedingungen auf einem Gerät ange- 
bracht wird, bescheinigt, daß dieses Gerät den Be- 
stimmungen dieser Richtlinie und der betreffenden 
Einzelrichtlinie entspricht. 

Die mit dem Zeichen b versehenen Geräte unter- 
liegen keiner systematischen Kontrolle. 

KAPITEL II 

EWG-Zulassung 

Artikel 6 

1. Die EWG-Zulassung bildet die Voraussetzung 
für die EWG-Prüfung. 

2. Die Kontrollbehörden erteilen auf Antrag des 
Herstellers oder seines Beauftragten die EWG-Zu- 
lassung für jede Bauart und ggf. für jeden Prototyp 
von Gasverbrauchsgeräten, wenn sie die technischen 
Vorschriften erfüllen, die in der für den betreffenden 
Gasgerätesektor maßgebenden Einzelrichtlinie fest- 
gelegt sind. 

3. Der Antrag auf eine EWG-Zulassung für eine 
bestimmte Gasverbrauchsgerätebauart darf nur in 
einem einzigen Mitgliedstaat gestellt werden. 

4. Die Kontrollbehörden erteilen die EWG-Zulas- 
sung nach den in diesem Kapitel und in Anhang I 
Nummer 1 und 2 festgelegten Vorschriften. 


Artikel 7 

1. Fallen die Ergebnisse der in Anhang I Num- 
mer 2 vorgesehenen Prüfung positiv aus, so stellt 
die Kontrollbehörde, die die Prüfung durchgeführt 
hat, eine Bescheinigung über die EWG-Zulassung 


aus und übermittelt sie dem Antragsteller. Dieser 
bringt den EWG-Zulassungsstempel auf jedem Gas- 
verbrauchsgerät der Serie an, dessen Bauart oder 
dessen Prototyp die EWG-Zulassung erhalten hat. 

2. Die Vorschriften über die Bescheinigung, den 
EWG-Zulassungsstempel und die Bekanntmachung 
der EWG-Zulassung sind in Anhang I Nummer 3 
und 4 aufgeführt. 

3. Die Einzelrichtlinien können die EWG-Zulas- 
sung an bestimmte Auflagen binden oder zeitlich 
begrenzen. 

4. Der Hersteller muß der Kontrollbehörde die 
Aufnahme der Serienherstellung eines Gerätes, das 
die EWG-Bauartzulassung erhalten hat, mitteilen. 

5. Jede an der Bauart eines zugelassenen Gerätes 
vorgenommene Veränderung bedarf eines neuen Zu- 
lassungsantrags, außer wenn die Änderungen keine 
der Bedingungen oder Parameter betrifft, die für die 
Zulassungsprüfungen als Grundlage angenommen 
worden sind. 

In diesem Falle werden von der Prüfbehörde nur 
diejenigen für die Zulassung geforderten Prüfungen 
vorgenommen, deren Ergebnisse durch die Ände- 
rung beeinflußt werden können. 


Artikel 8 

1. Die Kontrollbehörde, die eine EWG-Zulassung 
erteilt hat, muß diese widerrufen, wenn festgestellt 
wird, daß Gasverbrauchsgeräte, für deren Bauart 
eine Zulassung erteilt worden ist, 

— der zugelassenen Bauart oder den Bestimmungen 
der einschlägigen Einzelrichtlinie nicht entspre- 
chen; 

— einen Mangel aufweisen, durch den die Sicherheit 
gefährdet werden kann. 

2. Der Widerruf einer EWG-Zulassung kann nur 
von der Kontrollbehörde ausgesprochen werden, 
die sie erteilt hat; sie unterrichtet hierüber unver- 
züglich den davon Betroffenen sowie die auf dem 
nach Artikel 15 zugestellten Verzeichnis angegebe- 
nen Kontrollbehörden und die Kommission. 


KAPITEL III 

EWG-Prüfung 

Artikel 9 

1. Die EWG-Prüfung bezweckt eine Kontrolle der 
Übereinstimmung eines in Serie gefertigten Gasver- 
brauchsgeräts mit der zugelassenen Bauart oder ggf. 
mit dem zugelassenen Prototyp. 

2. Der Hersteller muß jede zweckdienlich erschei- 
nende Methode anwenden, um die Übereinstimmung 
der serienmäßig hergestellten Geräte mit dem zuge- 
lassenen Gerät und den Bestimmungen der einschlä- 
gigen Einzelrichtlinie zu gewährleisten. 
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3. Ist ein mit der zugelassenen Bauart überein- 
stimmendes Gerät nicht in der Gemeinschaft herge- 
stellt, so hat die Prüfbehörde des Mitgliedstaates, 
in dem das Gerät aus dem Ursprungsland eingeführt 
wird, jedes Fertigungslos einer geeigneten Prüfung 
zu unterziehen, und jedes Gerät muß das Prüf- 
zeichen „e" tragen. 

Artikel 10 

L Der Hersteller hält den KontrollbehÖrden die 
Bücher, Protokolle und jede andere Auskunft zur 
Verfügung, aus denen hervorgeht, daß die Gasver- 
brauchsgeräte gemäß Artikel 9 geprüft worden sind. 

2. Der Hersteller kann der Prüfbehörde den Zu- 
gang zur Produktionsstätte nicht verweigern, wenn 
es die ordnungsgemäße Durchführung der dieser 
Behörde nach den für das Gerät maßgeblichen Richt- 
linien übertragenen Aufgaben erfordert. 


Artikel 11 

In Einzelrichtlinien werden für die betreffenden 
Gasverbrauchsgeräte die Modalitäten für die Ein- 
schaltung der Kontrollbehörde bei der EWG-Prüfung 
festgelegt. 

Artikel 12 

1. Nach Artikel 10 und 11 muß die Kontrollbe- 
hörde jede Kontrolle vornehmen können, die für 
erforderlich erachtet wird, um sich vergewissern zu 
können, daß die vom Hersteller durchgeführten Prü- 
fungen befriedigend sind. 

2. Soweit es in einer Einzelrichtlinie vorgesehen 
ist, stellt die Prüfbehörde eine Bescheinigung über 
die vorgenommenen Kontrollen und ihr Ergebnis 
aus. 

Artikel 13 

In Einzelrichtlinien kann vorgeschrieben werden, 
daß die in Serien hergestellten Geräte mit Nummern 
versehen werden, die ihre Identifizierung ermög- 
lichen. 

KAPITEL IV 

Gemeinsame Vorschriften für die EWG- 
Zulassung und die EWG-Prüfung 

Artikel 14 

Anhang III Punkt A enthält die Kriterien, die die 
Mitgliedstaaten bei der Auswahl der nach dem Ver- 
fahren von Artikel 15 mitzuteilenden Prüfbehörden 
berücksichtigen müssen. 

Artikel 15 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission eine Aufstellung 


derjenigen Behörden, denen die Kontrollfunktionen 
zugewiesen wurden, mit der Angabe, ob ihre Zu- 
ständigkeit auf die Durchführung bestimmter Prü- 
fungen begrenzt ist, und teilt jede spätere Ände- 
rung mit. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um die Verwendung von Stempeln oder 
Aufschriften bei Gasverbrauchsgeräten zu verhin- 
dern, die zu einer Verwechslung mit dem EWG- 
Zulassungsstempel führen könnten. 


KAPITEL V 

Anpassung der Richtlinien 
an den technischen Fortschritt 


Artikel 17 

Die zur Anpassung der Anhänge I und II dieser 
Richtlinie an den technischen Fortschritt erforder- 
lichen Änderungen werden nach dem Verfahren von 
Artikel 19 vorgenommen. 

In den Einzelrichtlinien über Gasverbrauchsgeräte 
im Sinne von Artikel 1, erster Absatz, wird ange- 
geben, welche Bestimmungen ihrer technischen An- 
hänge nach diesem Verfahren angepaßt werden kön- 
nen. 

Artikel 18 

1. Es wird ein Ausschuß für die Anpassung der 
Richtlinien über die Beseitigung der technischen 
Handelshemmnisse bei Gasverbrauchsgeräten an den 
technischen Fortschritt — im folgenden „Ausschuß" 
genannt — eingesetzt, der aus Vertretern der Mit- 
gliedstaaten besteht und in dem ein Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. 

2. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 


Artikel 19 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende den Ausschuß von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaates. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah- 
men. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf inner- 
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach 
der Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von 41 Stimmen zustande, wobei die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 
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3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 
menen Maßnahmen, wenn sie der Stellung- 
nahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
unverzüglich die zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Rat beschließt mit qualifizierter 
Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nach dem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so 
werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von 
der Kommission getroffen. 

KAPITEL VI 

Standardschutzklausel 

Artikel 20 

1. Stellt ein Mitgliedstaat auf der Grundlage einer 
eingehenden Begründung fest, daß ein Erzeugnis 
trotz Einhaltung der Vorschriften der Richtlinie eine 
Gefahr für die Sicherheit darstellt, so kann er das 
Inverkehrbringen dieses Erzeugnisses in seinem Ho- 
heitsgebiet vorläufig untersagen oder besonderen 
Bedingungen unterwerfen. Er teilt dies unter Angabe 
der Gründe für seine Entscheidung unverzüglich der 
Kommission und den anderen Mitgliedstaaten mit. 

2. Die Kommission konsultiert binnen sechs Wo- 
chen die betreffenden Mitgliedstaaten; anschließend 
gibt sie unverzüglich ihre Stellungnahme ab und 
trifft die entsprechenden Maßnahmen. 

3. Ist die Kommission der Ansicht, daß technische 
Anpassungen der Richtlinie erforderlich sind, so 
werden diese Anpassungen entweder von der Kom- 
mission oder vom Rat nach dem in Artikel 19 vor- 
gesehenen Verfahren beschlossen; in diesem Fall 
kann der Mitgliedstaat, der Schutzmaßnahmen ge- 
troffen hat, diese bis zum Inkrafttreten dieser Anpas- 
sungen beibehalten. 


KAPITEL VII 

Bestimmungen für den bilateralen Handel 

Artikel 21 

1. Soweit für bestimmte Sektoren von Gasver- 
brauchsgeräten im Sinne des Artikels 1 Nummer 1 
keine Einzelrichtlinien bestehen, werden die Geräte 
von den zuständigen Verwaltungsbehörden des Mit- 
gliedstaates, in den sie eingeführt, in den Verkehr 
gebracht oder in Betrieb genommen werden sollen, 
als den in diesem Staat geltenden Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften entsprechend angesehen, wenn 
die Kontrollen und Prüfungen nach den in An- 
hang IV beschriebenen Verfahren durch eine Prüf- 
behörde des Ursprungslandes nach den im Einfuhr- 
land geltenden oder von den Verwaltungsbehörden 
dieses Mitgliedstaates als gleichwertig anerkannten 
Methoden vorgenommen worden sind. 

2. Die Mitgliedstaaten betrachten die Prüfberichte 
und Prüfbescheinigungen, die von der Prüfbehörde 
des Flerkunftslandes des Gasverbrauchsgeräts ausge- 
stellt werden, als den entsprechenden nationalen 
Prüfurkunden gleichwertig. 


KAPITEL VIII 

Schlußbestimmungen 

Artikel 22 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen, und setzen die Kommis- 
sion hierüber unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der Kom- 
mission der Wortlaut der wichtigsten innerstaat- 
lichen Bestimmungen mitgeteilt wird, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 23 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anhang I 


EWG-Zulassung 


1. Antrag auf EWG-Zulassung 

1.1 Antrag und Schriftverkehr müssen in einer Amtssprache des Staates abge- 
faßt sein, in dem der Antrag gestellt wird. Die Kontrollbehörde dieser Mit- 
gliedstaaten kann verlangen, daß die beigefügten Unterlagen ebenfalls in 
dieser Amtssprache abgefaßt sind. 

Der Antragsteller hat allen in den gemäß Artikel 15 zugestellten Verzeich- 
nissen angegebenen Kontrollbehörden gleichzeitig eine Ausfertigung seines 
Antrags zu übermitteln. 

1.2 Der Antrag muß folgende Angaben enthalten: 

— Name oder Firmenbezeichnung und Wohnsitz des Herstellers, seines 
Bevollmächtigten oder des Antragstellers mit Sitz in der Gemeinschaft; 

— Art des Gasverbrauchsgerätes; 

— vorgesehener Verwendungszweck; 

— technische Merkmale; 

— etwaige Handelsbezeichnung oder Bauart. 

1.3 Dem Antrag sind die zu seiner Prüfung erforderlichen Unterlagen in dop- 
pelter Ausfertigung beizufügen, und zwar insbesondere: 

1.3.1 eine Beschreibung betreffend: 

— Angaben über die Werkstoffe, Konstruktionsmerkmale (Leistung des 
Geräts, maximaler Gasdurchfluß, Art oder Heizwert der verwendbaren 
Gase usw.) 

— Sicherheitsvorrichtungen, Vorrichtungen zur Regelung der Gasmenge 
usw. 

— für die Anbringung der Prüfstempel vorgesehene Stellen; 

1.3.2 die Gesamtkonstruktionspläne sowie gegebenenfalls die Einzelzeichnungen 
wichtiger Sicherheitsvorrichtungen, 

1.3.3 alle weiteren in den Einzelrichtlinien vorgesehenen Auskünfte, 

1.3.4 eine Erklärung, daß für dieselbe Gerätebauart kein weiterer Zulassungsan- 
trag gestellt wurde. 

1.4 Sind bereits einzelstaatliche Zulassungen erteilt, so sind diese dem Antrag 
beizufügen. 


2. EWG-Zulassungsprüfung 

2.1 Die EWG-Zulassungsprüfung wird aufgrund eines Konstruktionsentwurfs 
oder gegebenenfalls des Prototyps durchgeführt. Die Prüfung betrifft: 

a) das verwendete Fertigungsverfahren und die technische Ausführung (Art 
der verwendeten Techniken und Werkstoffe im Hinblick auf die Gewähr- 
leistung der Sicherheit des Gerätes) ; 

b) die Prüfung der Sicherheits- und Regelgeräte und -einriditungen sowie 
der Angaben über die Bedienungsweise; 

2.2 In Einzelrichtlinien für die verschiedenen Gasgeräte sind der Geltungsbe- 
reich, die höchstzulässigen Undichtigkeitsverluste, die Höchstgehalte an be- 
stimmten giftigen Verbrennungsprodukten, die Bedingungen zur Gewähr- 
leistung ausreichender Festigkeit und gegebenenfalls Angaben über die 
Werkstoffe, die der Korrosion und Ermüdung ausgesetzt sind, sowie die 
allgemeinen Bauverfahren festgelegt. 
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3. EWG-Zulassungsbescheinigung und Stempel 

3.1 Die EWG-Zulassungsbesdieinigung gibt die Ergebnisse der Bauart bzw. 
Prototypenprüfung wieder und legt ggf. sonstige einzuhaltende Anforde- 
rungen fest. Ihr sind die Beschreibungen, Pläne und Schemazeichnungen bei- 
zufügen, die zur Identifizierung der Bauart notwendig sind. Der Zulassungs- 
stempel nach Artikel 7 der Richtlinie hat die Form eines stilisierten e und 
enthält: 

— im oberen Teil das Kennzeichen des die Zulassung erteilenden Staates 
(B für Belgien, D für die Bundesrepublik Deutschland, DK für Dänemark, 
F für Frankreich, I für Italien, IRL für Irland, L für Luxemburg, NL für 
die Niederlande, UK für das Vereinigte Königreich) sowie die beiden 
letzten Ziffern des Zulassungsjahres; 

— im unteren Teil das Unterscheidungskennzeichen des zuständigen Dien- 
stes und die Kenn-Nummer der EWG-Zulassung. 

3.2 Beispiel des EWG-Zulassungsstempels 

( EWG-Zulassung erteilt von der zuständigen Prüfbehörde 
D 73 der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1973 (vgl. Nr. 
3.1. erster Strich) 

/ Kennummer der EWG-Zulassung (vgl. Nr. 3.1. zweiter 

V ‘ • Strich) 

3.3 Die Einzelrichtlinien können die Anbringungsstelle und die Abmessungen 
der EWG-Zulassungsstempel festlegen. 

Werden keine Angaben in den Einzelrichtlinien gemacht, so betragen die 
Durchmesser der die Stempel umgebenden Kreise 6,3 mm oder 12,5 mm. 

3.4 Der nach den Bestimmungen dieser Richtlinie vom Hersteller auf jedem 
Gasverbrauchsgerät und jedem Zusatzgerät angebrachte Stempel muß sicht- 
bar, leserlich und unabnehmbar sein. 

4. Bekanntmachung der Zulassung 

4.1 Die EWG-Zulassungen sowie die Widerrufe von Zulassungen werden in 
einer Sonderbeilage zum Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften be- 
kanntgegeben. 

4.2 Zum Zeitpunkt der Zustellung an den Interessenten gehen der Kommission 
und den in den gemäß Artikel 15 zugestellten Verzeichnissen angegebenen 
Kontrollbehörden Abschriften der Zulassungsbescheinigungen zu; auf 
Wunsch können diese auch Abschriften der Prüfkontrolle erhalten. 

4.3 Der Widerruf einer EWG-Zulassung wird dem davon Betroffenen unter Zu- 
sendung einer Abschrift des Prüfberichtes, der Kommission sowie den gemäß 
Artikel 13 notifizierten Prüfbehörden mitgeteilt. 

4.4 Die Kontrollbehörde, die eine EWG-Zulassung ablehnt, unterrichtet hiervon 
den davon Betroffenen, der eine Abschrift des Prüfberichtes erhalten kann, 
sowie die in dem gemäß Artikel 13 zugestellten Verzeichnis angegebenen 
Kontrollbehörden und die Kommission. 
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Anhang II 

EWG-Prüfung 

1 . Allgemeine Bemerkungen 

1.1 Die EWG-Prüfung kann in einem oder mehreren Prüfabschnitten vor sich 
gehen. 

1.1.1 Vorbehaltlich der in den Einzelrichtlinien festgelegten Bestimmungen 

— erfolgt die EWG-Prüfung in einem einzigen Prüfvorgang bei Gasver- 
brauchsgeräten, die beim Verlassen des Herstellungsbetriebs ein einheit- 
liches Ganzes darstellen, d. h. die grundsätzlich ohne vorherige Zerlegung 
an den Gebrauchsort überführt werden können und gebrauchsfertig sind: 

— erfolgt die EWG-Prüfung in zwei oder mehr Prüfgängen bei Gasver- 
brauchsgeräten, deren ordnungsgemäße Arbeitsweise von der Gesamtheit 
mehrerer Teile oder Vorrichtungen abhängt. 

1.1.2 Der erste Teil der Prüfung soll ermöglichen, vor allem die Übereinstimmung 
des Gasgerätes mit der zugelassenen Bauart oder gegebenenfalls dem zuge- 
lassenen Prototyp zu gewährleisten. 

2. Art der EWG-Prüfung 

Nach Maßgabe der in den Einzelrichtlinien vorgesehenen Bestimmungen 
kann die EWG-Prüfung im einzelnen beinhalten: 

— Prüfung der Qualität der Verbrennung des für den Betrieb vorgesehenen 
Gases 

— Prüfung der Stabilität und gegebenenfalls der Bauweise und der Arbeits- 
ausführung 

— Dichtigkeitsproben 

— Messung des Kohlenoxydanteils 

— Prüfung der unter üblichen Grenzbedingungen erreichten Höchsttempe- 
raturen 

— Funktionsprüfung der Sidierheits- und/oder Regelorgane 

— gegebenenfalls eine Funktionsprüfung des Gerätes. 

Mindestvorschriften für den Bau und die Montage der Gasverbrauchsgeräte 
können ebenfalls in der Einzelrichtlinie für die verschiedenen Gasgeräte- 
arten festgelegt werden. 


Anhang III 

Von den Mitgliedstaaten zu berücksichtigende Kriterien für die Auswahl der 

Organismen, die mit der Durchführung der EWG-Prüfung beauftragt sind 

A) 

1. Die Prüfbehörde, ihre Leiter und die mit der Durchführung der Kontrollen 
(Prüfungen und Besichtigungen) beauftragten Personen dürfen weder mit 
dem Hersteller, dem Lieferanten oder Installateur der zu prüfenden Geräte 
oder Anlagen identisch noch Beauftragte einer dieser Personen oder von 
ihnen finanziell abhängig sein. Sie dürfen diese Geräte oder Anlagen weder 
vertreiben, vertreten oder instandhalten, noch Beauftragte von Personen 
sein, die diese Geräte oder Anlagen vertreiben, vertreten oder instand- 
halten. 

2. Die KontrollbehÖrde muß die ihr zur Einhaltung der Bestimmungen dieser 
Richtlinie und der Einzelrichtlinien übertragenen Aufgaben auf höchster 
Ebene der beruflichen Integrität und der technischen Kompetenz durch- 
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führen und unabhängig von jeder Einflußnahme wirtschaftlicher Interessen- 
gruppen auf die technische Beurteilung der geprüften Geräte sein. 

3. Die KontrollbehÖrde muß sich die erforderlichen Geräte für die Durch- 
führung der laufenden Kontrollen, für die sie zugelassen ist, und die erfor- 
derlichen Geräte für außerordentliche Prüfungen verschaffen können. 

4. Die mit den Kontrollen beauftragten Personen müssen besitzen: 

a) eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihnen durch- 
zuführenden Kontrollen und eine ausreichende praktische Erfahrung 
auf diesem Gebiet, 

b) die erforderliche Eignung für die Abfassung der Bescheinigungen, Proto- 
kolle und Berichte, in denen die durchgeführten Kontrollen niedergelegt 
werden. 

5. Die Unabhängigkeit des Personals ist durch ausreichende Beschäftigungs- 
garantien zu gewährleisten. Die Höhe seiner Entlohnung richtet sich nicht 
nach den finanziellen Ergebnissen der Prüfstelle oder der Anzahl der durch- 
geführten Aufgaben. 

6. Die KontrollbehÖrde muß gegen die zivilrechtliche Haftung durch einen 
Versicherungsvertrag von ausreichender Höhe gedeckt sein. 

7. Die KontrollbehÖrde muß den vertraulichen Charakter der vom Hersteller 
oder seinem Vertreter eingereichten Entwürfe und Unterlagen wahren. 

8. Die KontrollbehÖrde kann die Durchführung der Versuche und Prüfungen 
sachkundigen Laboratorien übertragen, muß sich jedoch vergewissern, daß 
diese Laboratorien nachstehende Bedingungen erfüllen: 

B) 

a) Das Laboratorium muß die ihm zur Einhaltung der Bestimmungen dieser 
Richtlinie und der Einzelrichtlinien übertragenen Aufgaben auf höchster 
Ebene der beruflichen Integrität und der technischen Kompetenz durch- 
führen und unabhängig von jeder Einflußnahme wirtschaftlicher Inter- 
essengruppen auf die technische Beurteilung der geprüften Geräte sein. 

b) Das Laboratorium muß sich die erforderlichen Geräte für die Durchfüh- 
rung der ihm übertragenen Aufgaben verschaffen können, 

c) Die mit den Kontrollen beauftragten Personen müssen besitzen: 

— eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihnen 
durchzuführenden Kontrollen und eine ausreichende praktische Er- 
fahrung auf diesem Gebiet, 

— die erforderliche Eignung für die Abfassung der Bescheinigungen, 
Protokolle und Berichte, in den die durchgeführten Kontrollen 
niedergelegt werden. 

d) Die Unabhängigkeit des Personals ist durch ausreichende Beschäfti- 
gungsgarantien zu gewährleisten. 

e) Das Laboratorium muß den vertraulichen Charakter der vom Hersteller 
oder seinem Vertreter eingereichten Entwürfe und Unterlagen wahren. 
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Anhang IV 


Begriffsbestimmungen 


Herkunftsstaat: 

Bestimmungsstaat: 


Herkunftsverwaltung: 


der Staat, in dem ein Gasverbrauchsgerät hergestellt 
wird. 

der Staat- in dem ein Gasverbrauchsgerät eingeführt, in 
den Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wer- 
den soll. 

die zuständigen Verwaltungsbehörden des Herkunfts- 
landes. 


Bestimmungsverwaltung: die zuständigen Verwaltungsbehörden des Bestim- 
mungslandes. 


Verfahren 

1. Der Hersteller oder sein Vertreter, der ein Gasverbrauchsgerät oder mehrere 
Gasverbrauchsgeräte derselben Bauart ausführen will, stellt bei der Bestim- 
mungsverwaltung unmittelbar oder über den Importeur des Bestimmungslan- 
des unter Bezugnahme auf Artikel 21 einen Antrag auf Durchführung der er- 
forderlichen Prüfungen durch eine der in den Listen nach Artikel 15 auf ge- 
führten, notifizierten Prüfbehörden mit Sitz im Herkunftsland nach den im 
Bestimmungsland geltenden Prüfverfahren. 

Diesem Antrag sind Zeichnungen und Berechnungen sowie Angaben über die 
verwendeten Werkstoffe, die Herstellungsverfahren, die Ergebnisse etwaiger 
Prüfungen während der Fertigung sowie alle weiteren Auskünfte beizufügen, 
die nach Ansicht des Herstellers oder seines Vertreters zweckdienlich sind, 
um der Bestimmungsverwaltung die Beurteilung der Übereinstimmung des, 
oder der Entwürfe mit den im Bestimmungsland geltenden Vorschriften zu 
ermöglichen. 

Die Unterlagen sind in vierfacher Ausfertigung in der Sprache des Bestim- 
mungslandes oder in einer anderen von diesem Land zugelassenen Sprache 
beizufügen. 

2. Die Bestimmungsverwaltung gibt innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Eingang des Antrages der Herkunftsverwaltung unter gleichzeitiger Unter- 
richtung des Antragstellers an, ob die Konstruktionspläne, Berechnungen, An- 
gaben und Herstellungsverfahren den Vorschriften des Bestimmungslandes 
entsprechen oder ob sie, falls dies nicht zutrifft, der Ansicht ist, daß der Ent- 
wurf bzw. der Prototyp des Gasverbrauchsgerätes trotzdem als zulassungs- 
fähig betrachtet werden können. In diesem Fall gibt sie an, welche Prüfungen 
und Kontrollen nach den geltenden Vorschriften erforderlich sind, und benennt 
die in den Listen nach Artikel 15 aufgeführte Prüfbehörde des Herkunfts- 
staates, die diese Prüfungen durchführen soll. 

3. Die Prüfbehörde des Herkunftsstaates führt die Prüfungen nach den von der 
Bestimmungsverwaltung verlangten Verfahren oder nach anderen, von dieser 
Verwaltung als zulässig erklärten Verfahren durch. 

4. Die Gebühren, Abgaben, Prüfungshonorare oder andere Vergütungen für die 
Durchführung der Prüfungen und Kontrollen werden nach der Gebührenord- 
nung dieser Prüfbehörde berechnet. 

5. Nach Durchführung der von der Bestimmungsverwaltung geforderten Ver- 
suche und Prüfungen händigt die vom Ursprungsland anerkannte Prüfbehörde 
dem Hersteller oder seinem Vertreter sowie der Bestimmungsverwaltung die 
Prüfberichte und Prüfbescheinigungen aus, in denen bestätigt wird, daß die 
Prüfungen und Kontrollen zu befriedigenden Ergebnissen geführt haben und 
das Gasverbrauchsgerät bzw. die Gasverbrauchsgeräte einer Bauart nach den 
in diesem Land geltenden oder durch die Be stimmungs Verwaltung als zulässig 
anerkannten Prüfverfahren geprüft worden sind. 
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6. Diese Prüfberichte und Prüfbescheinigungen sind den entsprechenden Beschei- 
nigungen einer Prüfbehörde des Bestimmungslandes gleichwertig und gestat- 
ten dieser, an dem oder den Gasgeräten ohne weiteres den entsprechenden 
nationalen Prüfstempel anzubringen. 

7. Die Bestimmungsverwaltung muß den vertraulichen Charakter aller Entwürfe 
oder Unterlagen wahren, die ihr vom Hersteller oder seinem Vertreter nach 
dem in diesem Anhang beschriebenen Verfahren eingereicht wurden. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten über Warmwasserbereiter für sanitäre Zwecke, die mit gasförmigen Brenn- 
stoffen beheizt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtsdiafts- und Sozial- 
ausschusses, 

und in Erwägung folgender Gründe: 

In den Mitgliedstaaten sind der Bau und die Prü- 
fung von Warmwasserbereitern für sanitäre Zwecke, 
die mit gasförmigen Brennstoffen beheizt werden, 
durch zwingende Vorschriften geregelt, die von 
einem Mitgliedstaat zum anderen abweichen und 
dadurch Handelshemmnisse hervor rufen. Deshalb 
müssen diese Bestimmungen einander angeglichen 
werden. 

In der Richtlinie des Rates vom zur An- 

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über gemeinsame Bestimmungen für gasbeheizte 
Warmwasserbereiter für sanitäre Zwecke und über 
die Prüfverfahren für diese Geräte werden insbeson- 
dere die EWG-Zulassung und die EWG-Prüfung die- 
ser Geräte definiert. Gemäß dieser Richtlinie ist es 
erforderlich, die technischen Vorschriften festzule- 
gen, denen gasbeheizte Warmwasserbereiter vom 
EWG-Typ genügen müssen, um frei in den Verkehi; 
gebracht, vermarktet und verwendet werden zu kön- 
nen, nachdem sie die Prüfungen durchlaufen haben 
und mit den vorgesehenen Zeichen und Stempeln 
versehen sind. 

Hinsichtlich einer gegenseitigen Unterrichtung er- 
scheint es zweckmäßig, daß jeder Mitgliedstaat der 
Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten die 
Bedingungen mitteilt, unter denen auf seinem Ho- 
heitsgebiet die Gasgruppen sowie die Verteiler- 
drucke definiert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

A r t i k e 1 1 

1. Diese Richtlinie gilt für gasbeheizte Warm- 
wasserbereiter für Haushalts- und gewerbliche 
Zwecke, deren Nennleistung in Anhang I, Absatz 
3.5.3 definiert ist. 

2. Sie legt die Hauptmerkmale dieser Geräte fest, 
die verwendeten Sicherheitseinrichtungen, die An- 


schlüsse und die Regeleinrichtungen. Ferner definiert 
sie die zu erfüllenden Bedingungen und die Durch- 
führungsmodalitäten der Prüfungen, die an Geräten 
vom EWG-Typ und ihren Zusatzeinrichtungen vor- 
zunehmen sind. 

3. Die in dieser Richtlinie verwendeten Definitio- 
nen sind im Anhang II angegeben. 


Artikel 2 

Die Geräte mit ihren Sicherheits- und Regelein- 
richtungen, die mit den Vorschriften der Richtlinie 
und ihren Anhängen zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Gasver- 
brauchsgeräte, ihre Sicherheits- und Regeleinrich- 
tungen und über die Prüfverfahren für diese Geräte 
übereinstimmen und die Vorschriften der Anhänge 
zu dieser Richtlinie erfüllen, gelten als Geräte vom 
Typ EWG und erhalten das Kennzeichen 


Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten können die Einfuhr und das 
Inverkehrbringen aus Gründen, die den Bau, die 
Prüfungen, den Anschluß an das Gasversorgungsnetz 
und die zweckentsprechende Inbetriebnahme gemäß 
Definition nach Artikel 4 eines Gerätes vom Typ 
EWG nicht verweigern, untersagen oder beschrän- 
ken, wenn dieses Gerät das Zulassungszeichen 
trägt, mit den Symbolen der Kategorie sowie der 
Angabe der normalen Betriebsdrücke, die für das 
Einfuhrland gelten. 

Artikel 4 

1. Als zweckentsprechende Inbetriebnahme eines 
Gerätes gilt die Inbetriebnahme nach den Bedingun- 
gen, die jeder Mitgliedstaat für sein Hoheitsgebiet 
festsetzt; diese Bedingungen betreffen lediglich: 

a) die in dem jeweiligen Mitgliedstaat in Verkehr 
gebrachten Gerätekategorien; 

b) die normalen Betriebsdrücke für die verschie- 
denen, in diesem Mitgliedstaat verwendeten 
Gase. 

2. Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission und 
den anderen Mitgliedstaaten sechs Monate nach der 
Notifizierung dieser Richtlinie die Bedingungen be- 
züglich Punkt a) und b) von Absatz 1 mit, die auf 
seinem Hoheitsgebiet obligatorisch zu erfüllen sind. 

3. Jeder Mitgliedsstaat hat die Kommission und 
die anderen Mitgliedstaaten 18 Monate im voraus 
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von jeder Änderung der nach Absatz 2 dieses Ar- 
tikels mitgeteilten Bedingungen in Kenntnis zu set- 
zen. 

Artikel 5 

Die EWG-Geräte bedürfen der EWG-Bauartzu- 
lassung und der EWG-Prüfung unter den in den An- 
hängen B und C zu dieser Richtlinie angegebenen 
Bedingungen. 

Artikel 6 

Das Symbol „b" wird vom Hersteller bzw. der für 
das Inverkehrbringen verantwortlichen Person unter 
dessen Verantwortung auf jedem Gerät angebracht, 
das mit dem zugelassenen Modell übereinstimmt. 


Artikel 7 

Wer die EWG-Zulassung beantragt, muß die in 
Anhang B vorgesehenen Unterlagen einreichen und 
drei Geräte als Modelle vorlegen, die für die Serien- 
produktion voll repräsentativ sind; außerdem hat er 
alle sonstigen vom Mitgliedstaat, der die Zulassung 
erteilt, geforderten Auskünfte beizubringen, zusätz- 
lich zu den Bestimmungen zu Anhang I, Punkt 1, der 
Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Gasverbrauchsgeräte, hier- 
für bestimmte Gassicherheits- und Regelgeräte und 
über Prüfmethoden für diese Geräte. 


Artikel 8 

Der Hersteller oder sein Beauftragter, der die 
EWG-Bauartzulassungsbescheinigung erhalten hat, 
muß die Prüfbehörde 30 Tage vor Inangriffnahme 
jeder Serienfertigung unterrichten, damit diese die 
in Anhang C dieser Richtlinie festgesetzten Prüfun- 
gen durchführen kann. Im Widerhandlungsfalle kann 
der Widerruf der Zulassung ausgesprochen werden. 


Artikel 9 

Die zur Anpassung an den technischen Fortschritt 
erforderlichen Änderungen der Anhänge I, II, III, IV 
dieser Richtlinie werden nach dem Verfahren von 
Artikel 18 der Richtlinie des Rates festgesetzt, die 
die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Gasverbrauchsgeräte, hier für be- 
stimmte Gassicherheits- und Regeleinrichtungen und 
über die Prüfverfahren für diese Geräte betrifft. 


Artikel 10 

1. Unbeschadet der in Artikel 4 Absatz 2 vorge- 
sehenen Bestimmungen setzen die Mitgliedstaaten 
die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften in Kraft, um sich dieser Richtlinie binnen 
18 Monaten nach ihrer Notifizierung anzupassen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 


2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß der 
Kommission der Text der internen Rechtsvorschrif- 
ten mitgeteilt wird, die sie auf dem von der Richt- 
linie erfaßten Gebiete erlassen. 


Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


KAPITEL II 

Technischer Anhang 


ANHANG I 

Werkstoffe und Bauweise 

1.1 Allgemeines 

Die Güte und Dicke der für den Bau des Gerätes 
verwendeten Werkstoffe müssen so sein, daß das 
Gerät jedem mechanischen Stoß, dem es ausgesetzt 
werden kann, standhält, und durch derartige Stöße 
kein Gasverlust verursacht wird. Die Teile, die mit 
Wasser in Berührung kommen, müssen aus Werk- 
stoffen bestehen, die das Wasser nicht verschmutzen 
und die Werkstoffe der Verbindungsstücke müssen 
gleichermaßen geeignet sein. 

1.2 Haltbarkeit der Werkstoffe 

Alle Werkstoffe müssen so beschaffen sein, daß 
bei normaler Beanspruchung des Geräts während 
einer angemessenen Betriebsdauer keine Qualitäts- 
minderung auftritt. 

1.3 Wärmebeständigkeit 

Bei den für den Bau verwendeten Werkstoffen 
darf durch die Wärme des in Betrieb befindlichen 
Geräts keine Qualitätsminderung auftreten. 

1 .4 Korrosionsschutz 

Teile des Gerätes, die von sich aus nicht korro- 
sionsfest sind, müssen emailliert sein oder entspre- 
chend den Anforderungen von Abschnitt 1.2 einen 
anderen Korrosionsschutz erhalten. 


Bauteile 

2.1 Brenner 

Der Querschnitt der Öffnungen, an denen sich die 
Flammen bilden, darf nicht einstellbar sein.- Erfolgt 
das Umstellen von einem Gas auf ein anderes durch 
ein Auswechseln der Düsen, so müssen diese — um 
jede Verwechslung auszuschließen — unauslöschbar 
gekennzeichnet werden, und zwar vorzugsweise 
durch Angabe des Durchmessers in hundertstel Mil- 
limeter auf der Düse. 

Der Aus- und Wiedereinbau der Brenner muß 
möglich sein, ohne die Hauptteile des Gerätes aus- 
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einanderzunehmen. Die Lage der Brenner muß fest- 
liegen und so sein, daß die Brenner nicht in eine 
falsche Stellung gebracht werden können. Die Bren- 
ner müssen vor allem im Verhältnis zum Heizkörper 
richtig angeordnet sein und sollen sich nur in dieser 
Anordnung befestigen lassen. 

Ein Vormischbrenner muß so ausgebildet sein, daß 
der Querschnitt für den Zutritt von Erstluft nicht 
einstellbar ist. 


2.2 Einstellglieder für Gas 


Ein Gerät muß ein Einstellglied haben, mit dem 
die Gaszufuhr zum Brenner und zum Zünd- bzw. 
Wachflammenbrenner von Hand unterbrochen wer- 
den kann. Diese Vorrichtung muß so ausgebildet 
und angebracht sein, daß sie leicht zu bedienen ist. 


Die einzelnen Stellungen müssen unauslösdibar 
und deutlich in folgender Weise gekennzeichnet 
sein: 


Geschlossenstellung 

Zündstellung 
(falls vorhanden) 

Großstellung (Nenn- 
durchfluß des Brenners) 

Kleinstellung 
(falls vorhanden) 


: volle Scheibe 
: stilisierter Funke 

: große stilisierte 
Flamme 

: kleine stilisierte 
Flamme 


Werden Zünd- bzw. Wachflamme durch einen ein- 
zigen Bedienungsknopf betätigt, ist keine Kenn- 
zeichnung erforderlich, wenn falsche Bedienung aus- 
geschlossen ist. 

Wird ein Bedienungs griff durch Drehen bewegt, 
muß er für den Beobachter, der von vorn auf den 
Griff schaut, im Uhrzeigersinn schließen. 

Ein Bedienungsgriff muß so ausgebildet und an- 
gebracht sein, daß er weder falsch eingebaut wer- 
den kann, noch von selbst seine Stellung ändert. 


2,3 Zündsicherung 

Ein Gerät muß mit einer Zündsicherung versehen 
sein, die die Gaszufuhr zum Hauptbrenner und evtl, 
zum Zünd- bzw. Wachflammenbrenner kontrolliert. 


2.4 Zündeinrichtung 

Jedes Gerät muß mit einer Zündeinrichtung aus- 
gerüstet sein. 

Bei Geräten der Typen A und B muß sich die 
Zünd- bzw. Wachflamme leicht mit einem Streichholz 
oder einer besonderen Zündeinrichtung zünden las- 
sen. Bei Geräten des Typs C muß die Gaszufuhr zu 
dem Zünd- bzw. Wachflammenbrenner von der Gas- 
zufuhr zu den Brennern getrennt sein. 

Der Zünd- bzw. Wachflammenbrenner muß so 
angeordnet sein, daß seine Abgase mit den Abgasen 
des Brenners abgeführt werden. 

Während das Gerät in Betrieb ist, darf sich die 
Stellung des Zünd- bzw. Wachflammenbrenners zu 
der des Brenners nicht ändern. 


Sind die Zünd- bzw. Wachflammenbrenner für die 
verschiedenen Gase unterschiedlich, so müssen sie 
gekennzeichnet, untereinander leicht austauschbar 
sein und leicht angebracht werden können. Dasselbe 
gilt für die Düsen. Sind die Düsen der Zünd- bzw. 
Wachflammenbrenner auszutauschen, so müssen sie 
gekennzeichnet, untereinander leicht austauschbar 
sein und leicht angebracht werden können. 

Die Düse des Zünd- bzw. Wachflammenbrenners 
muß aus einem Werkstoff bestehen, der unter nor- 
malen Betriebsbedingungen nicht beschädigt werden 
kann. Die Verwendung einer leicht ausbaubaren 
Staubfangeinrichtung (z. B. Filter) wird empfohlen. 

Ist in die Gaszufuhr zum Zünd- bzw. Wachflam- 
menbrenner kein Gasdruck- bzw. Mengenregler ein- 
gebaut, muß ein Voreinstellglied für die Gase der 
ersten Familie vorhanden sein. Ein Voreinstell- 
glied kann für die Gase der zweiten Familie wahl- 
weise verwendet werden, für die Gase der dritten 
Familie ist es aber untersagt. Ein Voreinstellglied 
kann jedoch wahlweise verwendet werden, wenn 
bei Gasen der ersten Familie der Durchfluß zum 
Zünd- bzw. Wachflammenbrenner bei einem Druck 
von 15 mbar unter 0,17 kW (hu) oder 0,187 kW (Ho) 
mit Normprüfgas liegt. 

Das Voreinstellglied kann wegfallen, wenn die 
Zünd- bzw. Wachflammenbrenner und/oder deren 
Düsen — angepaßt an das verwendete Gas — leicht 
ausgetauscht werden können. 

Ein versiegeltes Gerät des Typs C ist mit einer 
besonderen Zündeinrichtung zu versehen (z. B. elek- 
trische Zündeinrichtung). Das Anzünden der Zünd- 
bzw. Wadiflammen dieser Geräte muß bei geschlos- 
sener Verbrennungskammer erfolgen können und 
nur, wenn keine Gaszufuhr zum Brenner möglich ist. 


2.5 Gasdruck- bzw. Mengenregler 

— Die Geräte der Kategorien II 12 , II 12 HL, II 12 L, II 12 H 
und III müssen mit e<inem Gasdruck- bzw. Men- 
genregler ausgestattet sein. 

— Die Geräte der Kategorien I2HL, l2n, I2L, II2HL3, 
II2H3 und II2L3 können mit einem Gasdruck- bzw. 
Mengenregler ausgestattet sein. 

— Die Geräte der Kategorien I 2 , l3 und II 23 dürfen 
keinen Gas- bzw. Mengenregler haben. 

Die Wirkung des Gasdruck- bzw. Mengenreglers 
muß bei Geräten der Kategorie II 12 aufgehoben wer- 
den können, wenn sie mit den Gasen der zweiten 
Familie beschickt werden. 

Die Wirkung des Gasdruck- bzw. Mengenreglers 
muß bei Geräten der Kategorien II2HL3, Il2n3, II 2 L 3 
und III aufgehoben werden können, wenn sie mit 
den Gasen der dritten Familie beschickt werden. 

Die Ausführung und Zugänglichkeit des Gasdruck- 
bzw. Mengenreglers müssen derart sein, daß er sich 
für die Verwendung eines anderen Gases leicht ein- 
stellen oder außer Betrieb setzen läßt. Es müssen 
jedoch Vorkehrungen getroffen werden, um Ein- 
griffe am Sollwerteinsteller zu erschweren. 
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2.6 Wasserdruckbegrenzer 

Zur Vermeidung von Beschädigungen infolge 
übermäßiger Druckerhöhung im Wasserweg muß das 
Gerät gegebenenfalls mit einem Wasserdruckbegren- 
zer (Überdruckventil) versehen werden können. 

2.7 Voreinstellglieder für den Wasserdurchfluß 

Das Gerät muß mit einem Stellglied zum Einstel- 
len des Wasserdurchflusses versehen sein. Dieses 
Stellglied kann ein Temperaturwähler sein, beson- 
ders wenn ein Wassermengenregler vorhanden ist. 
Sind Einstellschrauben vorhanden, dann sind sie so 
anzubringen, daß sie nicht in wasserführende Lei- 
tungen fallen können, noch dürfen sich ihre Gewinde 
bei mehrmaligem aufeinanderfolgendem Anziehen 
nicht abnutzen. 

2.8 Wassergesteuertes Gasventil 

Das Gerät muß ein automatisches Ventil besitzen, 
das den Gaszufluß zum Brenner mit dem Wasserfluß 
durch das Gerät stoppt. 

2.9 Zündverstellvorrichtung 

Das Gerät muß eine Vorrichtung haben, die das 
allmähliche Zünden des Brenners gewährleistet 
(Langsamzündung), ohne daß ein sofortiges Sperren 
der Gaszufuhr im Augenblick des Erlöschens der 
Flamme verhindert wird. 

2.10 Voreinstellglieder für den Gasdurchfluß 

Die Geräte der Kategorien II12, IIi2hl, IIi 2 H, IIi2l 
und III müssen Voreinstellglieder für den Gasdurch- 
fluß zu den Brennern besitzen. 

Bei den Geräten der Kategorien I 2 HL und IDhls 
kann ein Voreinstellglied für den Gasdurchfluß zu 
den Brennern wahlweise verwendet werden. 

Bei den Geräten der Kategorien I2, I2H, I2L, I3, II23, 
II2H3 und II2L3 dürfen keine Voreinstellglieder für 
den Gasdurchfluß zu den Brennern verwendet wer- 
den. 

Sind Geräte der Kategorien II und II2HL3 mit Vor- 
einstellgliedern versehen, so muß deren Wirkung 
aufgehoben werden können, wenn diese Geräte mit 
einem Gas der dritten Familie beschickt werden. Das- 
selbe gilt für Geräte der Kategorien II12, II12H und 
IIi2L, wenn sie mit einem Gas der zweiten Familie 
beschickt werden. 

Ein Voreinstellglied in versiegelter Stellung wird 
als nicht vorhanden betrachtet. 

Bei Geräten mit einstellbarem Druck- bzw. Men- 
genregler wird dieser als Voreinstellglied für den 
Gasdurchfluß betrachtet. 

Die Öffnung einer Düse muß unveränderlich sein. 

Um die Einstellung des Gasdurchflusses zum Bren- 
ner zu erleichtern, muß das Gerät mit zwei Druck- 
meßstutzen versehen sein. Der eine dient zum Mes- 
sen des Anschlußdruckes am Eingang des Gerätes 
und der andere unmittelbar vor dem Brenner. Diese 
Druckmeßstutzen müssen einen maximalen Außen- 


durchmesser von 9 mm haben, und es muß möglich 
sein, einen Schlauch an der Öffnung zu befestigen. 

Ein Voreinstellglied für die Gaszufuhr zum Bren- 
ner muß so ausgeführt sein, daß es gegen ein un- 
beabsichtigtes Verstellen durch den Benutzer ge- 
schützt ist, nachdem die Anlage installiert und in 
Betrieb gesetzt ist. Das Voreinstellglied muß nach 
der Einstellung versiegelt werden können. 

Ein Voreinstellglied ist so auszuführen, daß es mit 
einem Schraubendreher oder Schraubenschlüssel 
nach normalem längeren Gebrauch leicht betätigt 
werden kann. Die Voreinstellglieder sind so an- 
zuordnen, daß sie nicht in die gasführenden Leitun- 
gen fallen können, und ihre Gewinde dürfen sich 
bei mehrmaligem aufeinanderfolgendem Anziehen 
nicht abnutzen. 


3 Bauweise 

3.1 Allgemeines 

Die Bauweise und der Zusammenbau sämtlicher 
Teile müssen gewährleisten, daß sich die Leistungs- 
kennwerte des Gerätes bei normaler Beanspruchung 
während einer angemessenen Betriebsdauer nicht 
wesentlich ändern. 

Die Bauweise muß so sein, daß sich in keinem 
Teil des Geräts Kondenswasser ansammelt. Ein 
Gerät, das für Wandmontage vorgesehen ist, muß 
mit einer geeigneten Befestigungseinrichtung, wie 
Wandhaken, Bolzen oder Schrauben ausgestattet 
sein. 

3.2 Zugänglichkeit — leichte Wartung — Ein- und 
Ausbau 

Alle Geräte, mit Ausnahme des Typs C, müssen 
eine Ummantelung haben. Wo eine Ummantelung 
vorhanden ist, muß diese mindestens den Heizkör- 
per und den Brenner umschließen. Die herausnehm- 
baren Teile, wie z. B. Brenner oder Heizkörper, 
müssen sich, ohne daß das Gerät abzunehmen ist, 
mit üblichen Werkzeugen, wie Schraubendreher oder 
-Schlüssel ausbauen lassen. 

Teile, die für die Wartung ausgebaut werden, müs- 
sen sich so wieder einsetzen lassen, daß die Betriebs- 
sicherheit des Gerätes nicht in Frage gestellt wird. 
Die Verbrennungskammer und die mit den Abgasen 
in Berührung kommenden Wände müssen sich ohne 
Schwierigkeit reinigen lassen. 

3.3 Gas- und Wasseranschlüsse 

3.3.1 Allgemeine Anforderungen 

Ein Gerät muß an Rohrleitungen in einer senk- 
recht, waagerecht oder parallel zur Befestigungs- 
wand liegenden Ebene angeschlossen werden kön- 
nen. Der Abstand der Gewindeanschlußverbindung 
zur Wand muß groß genug sein, damit ein zum An- 
schließen übliches Werkzeug leicht gehandhabt wer- 
den kann. 
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Die Gas- und Wasseranschlüsse müssen im un- 
teren Teil des Gerätes liegen. Der Kaltwasseran- 
sdiluß muß bei Wasserheizern den Anforderungen 
des Landes entsprechen, in dem der Heizer verwen- 
det wird. Bei einem Badeofen muß sich der Kaltwas- 
serzulauf für den Beobaditer, der von vorn auf das 
Gerät schaut, auf der rechten und der Warmwasser- 
auslauf auf der linken Seite befinden; der Gasan- 
schluß muß dazwischen liegen. 

Hat das Gerät zwei Zapfhähne, so muß der Warm- 
wasser-Zapfhahn (rot gekennzeichnet) links ange- 
bracht sein und der Kaltwasser-Zapfhahn (blau ge- 
kennzeichnet) rechts, wenn man von vorn auf das 
Gerät schaut. 

3.2.2 Gasanschlüsse 

Die Gasanschlüsse müssen starr und nicht flexibel 
sein. Bei Geräten mit Gewindeanschluß nach den 
ISO-Empfehlungen ISO/R 228 — 1961 muß der An- 
sdilußstutzen so eben sein, daß man einen Dichtungs- 
ring einlegen kann. Die Gewindeabmessungen der 
Anschlußstutzen müssen je nach Größe des Was- 
serheizers den Angaben der Tabelle 1 entsprechen. 

Bei Geräten der Kategorie la muß die Anschluß- 
verbindung entweder als Doppelkegelverbindung 
mit Überwurfmutter, als konische Verbindung oder 
als Flächendichtung ausgeführt sein. Sie muß die 
Verwendung von Rohren mit einem Innen- und 
Außendurchmesser von 6/8 (mm) bei Wasserheizern 
und von 10/12 (mm) bei Badeöfen zulassen. 

Falls die Anschlußverbindung aus einem glatten 
Kupferrohr besteht, muß dieses eine Länge von min- 
destens 5 cm haben und den Maßen in Tabelle 1 
(ISO-Empfehlungen ISO/R 274 — 1962 — Runde 
Kupferrohre — Maßangaben metrisch) entsprechen. 


Tabelle 1 


Maße der Gasanschlußgewinde und Kupferrohre 


3.3.3 Wasseranschlüsse 

Die Wasseranschlüsse können aus Stahlgewinde- 
rohr oder glattem Kupferrohr bestehen. Im letzteren 
Falle muß das Rohr mindestens 5 cm seiner Länge 
glatt sein und den in Tabelle 2 genannten Anfor- 
derungen für die jeweilige Heizergröße entsprechen. 
Das Gewinde der Wasseranschlußrohre muß den in 
Tabelle 2 genannten Anforderungen für die jewei- 
lige Heizergröße entsprechen. 

3.4 Dichtung 

Öffnungen für Schrauben, Befestigungsstifte usw., 
die zum Zusammenbau der Teile dienen, dürfen 
nicht in gasführende Räume münden. Außerdem darf 
kein Wasser in diese Räume eindringen können. 

Gasführende Teile, die bei normaler Wartung aus- 
gebaut werden, müssen mittels mechanischer Ver- 
bindung, z. B. Metall auf Metall oder Rundringdich- 
tung, ohne Verwendung von Dichtmitteln, ange- 
schlossen werden. Die Dichtheit muß auch nach Aus- 
bau und Wiedereinbau erhalten bleiben. Für nicht- 
lösbare Verbindungen können Dichtmittel jedoch 
verwendet werden, wenn die Temperatur des Werk- 
stoffs bei einem in Betrieb befindlichen Gerät 100° C 
nicht überschreitet. Die Dichtmittel müssen unter 
normalen Betriebsbedingungen des Gerätes wirksam 
bleiben. Weichlöten zur Verdichtung der gasführen- 
den Teile nach dem Zusammenbau ist nicht gestattet. 

Die Dichtheit der Geräte des Typs A, umgebaut 
auf Typ B, und der Geräte des Typs B bis zur Strö- 
mungssicherung, darf nur mit mechanischen Mitteln 
hergestellt werden. 

Bei Geräten des Typs C darf die Dichtheit des 
Heizkörpers und die der Anschlußverbindung des 



übliche Gewinde- 
(ISO-Empfehlungen ISO/R 228 - 

und Rohrmaße 
- 1961 oder ISO/R 7 — 1954) 




Kategorien II12, II12HL, IIi 2 HiIIl 2 L 
und III 


Kategorien I2, I2HL, l 2 Lr I2H, 

II 23 , II2HL3, Il2H3r und II 2 L 3 



Gewinde 

Rohr (mm) 

Gewinde 

Rohr (mm) 



Durchmesser | 

Dicke 

Durchmesser | Dicke 

Wasserheizer 








7,8 kW bis J 

3,7 kW 


15 

0,7 


15 

0,7 

Badeöfen 








15,7 kW bis 

19,2 kW 

3/4 

22 

0,9 

1/2 

15 

0,7 

20,4 kW bis 

25 kW 

1 

22 

0,9 

1/2 

15 

0,7 

25,1 kW bis 

30,7 kW 

1 

22 

0,9 

3/4 

15 

0,9 
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Tabelle 2 


Maße der Gewinde und Kupferrohre für den Wasseranschluß 


Wasseranschlüsse 


Bezeichnung der Verbindung 
(s. ISO/R 228 — 1961) 


Gewinde 


Rohrmaße 





Durchmesser 1 

Dicke 

Wasserheizer 

Anschlußverbindung 


15 

0,7 

7,8 kW bis 8,7 kW 

Verbindung eines (etwaigen) 
zusätzlichen Auslaufs 

3/8 

12 

0,6 

Badeöfen 

Anschlußverbindung 

1/2 

15 

0,7 

15,7 kW bis 19,2 kW 

20,4 kW bis 25 kW 

25,1 kW bis 30,7 kW 

Auslaufverbindung 

1/2 

15 

0,7 


Hat das Gerät zwei Zapfhähne, so muß der Warmwasser-Zapfhahn (rot gekennzeichnet) links an- 
gebracht sein und der Kaltwasser-Zapfhahn (blau gekennzeichnet) rechts, wenn man von vorn auf 
das Gerät schaut. 

Anmerkung: Niederdruckgeräte mit einer Leistung von 22,7 kW und 27,9 kW können mit einem 
Anschluß und einem Kupferrohr mit 22 mm Durchmesser und 0,9 mm Dicke geliefert werden. 


Gerätes an seine Rohrleitungen für die Verbren- 
nungsluft-Zufuhr und Abgas-Abführung (Typ Ci) 
oder an den Luft-Abgas-Schornstein (Typ Cs) nur 
mit mechanischen Mitteln hergestellt werden, mit 
Ausnahme der Teile, die immer am Luft-Abgas- 
Schornstein (Typ Cs) befestigt bleiben. 

Zusammengebaute Teile, die nicht bei der üblichen 
Wartung ausgebaut werden müssen, können mit Kit- 
ten oder Pasten so abgedichtet werden, daß die 
Dichtheit im Dauerbetrieb unter normalen Betriebs- 
bedingungen gewährleistet ist. 

3.5 Einrichtungen für die Verbrennungsluftzufuhr 
und Abgasabführung 

3.5.1 Allgemeines 

Der Querschnitt für den Durchtritt der Luft zur 
Verbrennungskammer sowie der Querschnitt für den 
Durchgang der Abgase dürfen nicht einstellbar sein. 
Jedes Gerät muß so gebaut sein, daß der Zutritt der 
Verbrennungsluft unter normalen Bedingungen für 
Betrieb und Wartung gewährleistet ist. 

3.5.2 Geräte, die weder an einen Schornstein noch an 
eine Luft-Abgasführung angeschlossen werden 
(Typ A) 

Zu diesem Typ gehören nur Wasserheizer; sie 
müssen mit einem Abgasabweiser zur Ablenkung 
der Abgase von der Wand, an der sie installiert 
sind, ausgerüstet sein. Jedoch müssen sie auch mit 
einer Strömungssicherung zum Anschluß an eine 
Abgasführung gemäß Abschnitt 3.4 ausgestattet wer- 


den können. Sie gehören dann zum Typ B. Beide 
Teile, der Abgasabweiser und die Strömungssiche- 
rung, müssen an die Prüfstelle zur Prüfung geliefert 
werden. An den Benutzer wird jedoch nur ein Gerät 
mit einem der beiden Teile geliefert. 

Die zur Ablenkung der Abgase vorgesehenen 
Öffnungen müssen so gestaltet und angeordnet sein, 
daß sie nicht durch einen Topf oder einen ähnlichen 
Gegenstand verdeckt werden können. 

3.5.3 Geräte des Typs B (für Sdiornsteinanschluß), 
einsdiließlidi Geräte des Typs A, umgebaut 
auf Typ B 

Ein Gerät für Schornsteinanschluß muß mit einer 
Strömungssicherung versehen sein, die mit dem Ge- 
rät zuverlässig innen oder außen am Mantel ver- 
bunden ist. Der Abgasstutzen der Strömungssiche- 
rung muß ein Einsteckstutzen sein und den Anschluß 
eines Abgasrohres ermöglichen, dessen Durchmesser 
den geltenden Normen des Landes entspricht, in dem 
das Gerät aufgestellt werden soll. Der Durchmesser 
des entsprechenden Abgasrohres darf jedoch nicht 
kleiner sein als: 

83 mm bei Wasserheizern mit einer Nenn-Wärme- 
leistung von 7,8 kW bis 8,7 kW 

1 10 mm bei Badeöfen mit einer Nenn-Wärmeleistung 
von 15,7 kW bis 19,2 kW 

125 mm bei Badeöfen mit einer Nenn-Wärmeleistung 
von 20,4 kW bis 25 kW, 25,1 kW bis 30,7 kW 
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Vom Hersteller kan ein Übergangsstück mitgelie- 
fert werden, mit dem der Anschluß ermöglicht wird. 

Das Abgasrohr muß sich mindestens 15 mm ein- 
schieben lassen. Bei der größten Einschubtiefe darf 
die Abführung der Abgase nicht behindert werden. 

3.5.4 Geräte des Typs Ci (zum Anschluß an eine 
Luft- Abgasabführung) 

Die einzelnen Teile müssen so ausgeführt sein, 
daß bei Zusammen- und Einbau keine andere Ar- 
beit erforderlich ist als das Anpassen der Rohrlän- 
gen für die Luftzufuhr und die Abgasabführung an 
die Dicke der Mauer. Die Verbindung zwischen die- 
sen Rohren und dem Gerät muß sich ggf. mit üb- 
lichem Werkzeug hersteilen lassen. 

Bei der Installation von Geräten mit einer Wärme- 
leistung von 30,7 kW und darunter müssen die Ver- 
bindungsteile der Luft- Abgasführung in eine Mauer- 
öffnung von 350 mm Breite und 350 mm Höhe ein- 
gebaut werden können. 

Das Außengitter der Luft- Abgasführung darf keine 
Öffnungen aufweisen, die das Einführen einer Kugel 
von 16 mm Durchmesser in die Rohre ermöglichen. 
Von außen dürfen keine Flammen durch die Luft- 
Abgasführung sichtbar sein. Alle für den Anschluß 
notwendigen Teile sowie ihre Einbauanleitung müs- 
sen vom Hersteller geliefert werden. 

3.5.5 Gerät des Typs C 2 (zum Anschluß an einen 
Luft- Abgas-Schornstein) 

Die Breite der Öffnungen für die Zufuhr der Ver- 
brennungsluft und die Abführung der Abgase darf, 


in der Waagerechten gemessen, bei Geräten mit 
einer Wärmeleistung von 30,7 kW und darunter 
höchstens 300 mm betragen. 

Ein Gerät muß so gebaut sein, daß die vom Her- 
steller vorgesehenen Uberstandslängen der Stutzen 
für die Verbrennungsluftzufuhr und für die Abfüh- 
rung der Abgase im Luft-Abgas-Schornstein unab- 
hängig von der gesamten Dicke (Schornstein und 
Uberzugsmaterial) des Luft-Abgas-Schornsteins ein- 
gehalten werden können. 

3.6 Sichtbarkeit der Flammen 

Die Geräte sind derart auszubilden, daß das Zün- 
den, der einwandfreie Betrieb der Brenner und die 
Länge der Zünd- bzw. Wachflamme immer leicht 
beobachtet werden können. Diese Sichtbarkeit muß 
jederzeit gewährleistet sein. Ein ggf. vorhandenes 
Sdiauglas darf durch Wärmeeinwirkung nicht be- 
schädigt werden. 

3.7 Entleeren 

Jedes Gerät muß eine Einrichtung haben, mit der 
es im Bedarfsfall leicht entleert werden kann. Diese 
Einrichtung soll ohne Werkzeug oder nur mit einem 
Schraubendreher oder Schraubenschlüssel zu bedie- 
nen sein. 

3.8 Anpassung der Geräte an verschiedene Gase 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Maß- 
nahmen müssen ohne ein Auseinandernehmen des 
Gerätes möglich sein. 


Tabelle 3 


Kategorie 

Wechsel der Kategorie 

Notwendige Änderungen am Gerät 

I 

Nicht möglich 

— 

I 2 

Nicht möglich 

— 

I2H 

Nicht möglich 

— 

I2L 

Nicht möglich 

— 

I2HL 

Von H auf L oder von L auf H 

1. Änderung der Brennereinstellung und 

2. ggf. Auswechseln der Düsen und 

3. ggf. Veränderung des Anschlußdrucks am Ein- 
gang des Geräts 

I3 

Übergang von einem Druckpaar auf ein 
anderes (z. B. 28/37 mbar, 50/67 mbar) 

Auswechseln der Düsen oder Vordrosseln 
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Kategorie 

Wechsel der Kategorie 

j Notwendige Änderungen am Gerät 

IIl2 

Übergang von einem Gas der ersten Fa- 
milie auf ein Gas der zweiten Familie 
oder umgekehrt 

1. Einstellung des Gasdurchflusses ggf. durch 
Auswechseln der Düsen oder Vordrosseln 

und 

2. Einstellen des Gasdurchflusses der Zünd- bzw. 
Wachflammen der Zündsicherungen, entweder 
durch Auswechseln der Düsen oder Vordros- 
seln und ggf. durch Auswechseln der vollstän- 
digen Wachflammenbrenner, der Zündbrenner, 
der Zündeinrichtungen mit Glühdraht oder 
einiger ihrer Teile 

und 

3. Außerbetriebsetzen des Druck- bzw. Mengen- 
reglers verbindlich 

II 1211 L 

Umstellung von einem Gas der ersten 
Familie auf ein Gas der zweiten Familie 
oder umgekehrt 

1. Einstellen des Gasdurchflusses ggf. mit Aus- 
wechseln der Düsen oder Vordrosseln 

und 


oder 

2. Einstellen des Gasdurchflusses der Zünd- bzw. 

II12H 

von der Gruppe H auf Gruppe L der 
zweiten Familie oder umgekehrt 

oder 

Wachflammen der Zündsicherungen entweder 
durch Auswechseln von Düsen oder Vordros- 
seln und ggf. durch Auswechseln der vollstän- 
digen Wachflammenbrenner, der Zündbren- 

II12L 

von einem Gas der ersten Familie zu 
einem' Gas der Gruppe H der zweiten 
Familie oder umgekehrt 

oder 

von einem Gas der ersten Familie auf 
Gruppe L der zweiten Familie oder um- 
gekehrt 

ner, der Zündeinrichtungen mit Glühdraht 
oder einiger Teile 

und 

3. Außerbetriebsetzen des Druck- oder Mengen- 
reglers wahlweise 

Il23 

Umstellung von 

1 . Auswechseln der Düsen oder Vordrosseln 

II2HL3 

— einem Gas der zweiten Familie auf 
ein Gas der dritten Familie und um- 

2. Auswechseln der Zünd- bzw. Wachflammen- 
düse und Vordrosseln 


gekehrt 

3. ggf. Auswechseln der vollständigen Wach- 

II2H3 

— von der Gruppe H auf Gruppe L oder 
umgekehrt bei Geräten der Kategorie 
II2HL3 oder 

flammenbrenner, der Zündbrenner, der Zünd- 
einrichtungen mit Glühdraht oder einiger 
ihrer Teile. 

II2L3 

— von einem Flüssiggas-Druckpaar auf 
ein anderes (z. B. 28/37, 50/67 mbar) 

4. Bei Umstellung auf Gase der dritten Familie 
Außerbetriebsetzen des Druck- bzw. Mengen- 
reglers und des Voreinstellgliedes für den 
Durchfluß des Brenners und der Zünd- bzw. 
Wachflamme, falls vorhanden und ggf. Aus- 
wechseln des wassergesteuerten Gasventils. 

5. Bei Geräten der Kategorie II 2 HL 3 sind Einstel- 
len des Gasdurchflusses des Brenners und der 
Zünd- bzw. Wachflamme mittels geeigneter 
Voreinstellglieder für die Gase der zweiten 
Familie zulässig. 
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Kategorie 

Wechsel der Kategorie 

Notwendige Änderungen am Gerät 

III 

Übergang von einem Gas einer Familie 
zu einem Gas einer anderen Familie; 

— • innerhalb der Gase der ersten und 
zweiten Familie von einer Gruppe 
auf eine andere; 

— innerhalb der dritten Familie von 
einem Druckpaar auf ein anderes 
(z. B. 28/37, 50/67 mbar) 

1. Einstellen des Gasdurchflusses 

2. gegebenenfalls Wechsel von Düsen oder Vor- 
drosseln 

3. Einstellen des Gasdurchflusses der Zünd- bzw. 
Wachflammen der Zündsicherungen, entweder 
durch Betätigen eines Voreinstellgliedes oder 
durch Wechseln von Düsen oder Vordrosseln 

4. gegebenenfalls Wechsel der vollständigen 
Wachflammenbrenner, der Zündbrenner, der 
Zündeinrichtungen mit Glühdraht oder einiger 
ihrer Teile 

5. Außerbetriebsetzen des Druck- bzw. Mengen- 
reglers bei Gasen der dritten Familie verbind- 
lich, bei Gasen der zweiten Familie jedoch 
wahlweise 

6. bei Gasen der dritten Familie Außerbetrieb- 
setzen der gegebenenfalls vorhandenen Vor- 
einstellglieder für den Gasdurchfluß des Bren- 
ners und der Zünd- bzw. Wachflamme 


4 Anforderungen an die Betriebsweise und 
Prüfungen 

4.1 Dichtheit 

4.1.1 Dichtheit der gasführenden Teile 
Anforderungen 

Unter den unten beschriebenen Prüfbedingungen 
soll das Gerät folgenden Anforderungen entspre- 
chen; 

(i) Bei geschlossenem Gashahn darf die Leckrate 
0,07 dmVh nicht überschreiten; 

(ii) Bei geöffnetem Gashahn und gesdilossenem 
wassergesteuerten Gasventil darf die Leckrate 
die bei geschlossenem Gashahn ermittelte Rate 
um nicht mehr als 0,07 dm®/h überschreiten; 

(iii) Bei geöffnetem Gashahn und geöffnetem was- 
sergesteuertem Gasventil und bei geschlosse- 
nem Zündsicherungsventil darf die Leckrate 
die bei geschlossenem Gashahn ermittelte Rate 
um nicht mehr als 0,07 dmVh überschreiten. 

Prüfungen 

Die Prüfungen sollen bei Raumtemperatur durch- 
geführt werden. 

Prüfung (i) ist bei einem Druck von 150 mbar 
durchzuführen. (Der jeweils genannte Druck ist der 
Druck vor dem Gerät). Prüfungen (ii) und (iii) sind 
bei 50 mbar in bezug auf Geräte für Gase der ersten 


und zweiten Familie und bei 150 mbar in bezug auf 
Geräte für Gase der dritten Familie vorzunehmen. . 

Wird bei Geräten für Gase der dritten Familie 
jedoch das Druckpaar 112 mbar/148 mbar verwendet, 
so sind die Dichtheitsprüfungen bei einem Druck 
von 220 mbar durchzuführen. Jeder Gasdruckregler 
eines Gerätes für Gase der dritten Familie ist in 
seiner maximalen Öffnungsposition zu blockieren, 
damit eine Beschädigimg verhindert wird. 

Bei der Prüfung (ii) der Dichtheit des wasserge- 
steuerten Gasventils ist die Gaszufuhr zum Zünd- 
bzw. Wachflammenbrenner zu verschließen. 

Bei Prüfung (iii) der Dichtheit des Zündsicherungs- 
ventils ist die Gaszufuhr zum Zünd- bzw. Wachflam- 
menbrenner zu verschließen, wenn der Gasfluß zu 
diesem Brenner nicht durch die Zündsicherung über- 
wacht wird. 

Zur Bestimmung jeglichen Gasverlustes ist das in 
Abbildung 1 graphisch dargestellte volumetrische 
Verfahren anzuwenden, mit dem eine direkte Mes- 
sung der Leckrate bis zu einer Genauigkeit von 
0,01 dmVh möglich ist. Vor jedem Ablesen ist min- 
destens fünf Minuten zu warten, bis der Tempera- 
turausgleich erreicht ist. 

Die Prüfungen sollen zuerst durchgeführt werden, 
wenn das Gerät zur Prüfung angeliefert wird (die 
Hähne wurden vom Hersteller eingefettet); die Prü- 
fung ist zu wiederholen, nachdem alle anderen Prü- 
fungen am Gerät durchgeführt wurden, jedoch vor 
dem Ausbau der von diesen Dichtheitsprüfungen be- 
troffenen Teile. 
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Bild 1 


Einrichtung zur Nachprüfung der Dichtheit der Geräte 



4.1.2 Dichtheit der abgasführenden Teile und Ab- 
führung der Abgase 

4. 1.2.1 Geräte des Typs B 

Anforderung 

Abgase dürfen nur am Ende des Abgasrohres ent- 
weichen, an welches das Gerät angesdilossen ist. 

Prüfung 

Obiges soll geprüft werden, indem der Abgasstut- 
zen auf ein senkrechtes 0,5 m langes Abgasrohr mit 
einem in Abschnitt 3.5.3 angegebenen Mindestdurch- 
messer und einer Wanddicke unter 1 mm aufgesetzt 
wird. Die Prüfungen sollen unter Verwendung von 
Normprüfgas und nach Einstellung des Gerätes auf 
seinen Nenndurchfluß bei ruhiger Luft und natür- 
lichen Abzugsbedingungen vorgenommen werden. 
Etwaige Abgasverluste sollen mittels einer Tau- 


punktplatte festgestellt werden (deren Temperatur 
etwas höher als der Taupunkt bei Raumtemperatur 
gehalten wird), die in die Nähe der Stellen zu brin- 
gen ist, an denen man ein Leck vermutet. In Zwei- 
felsfällen sollen Lecks jedoch mit einer Entnahme- 
sonde ausfindig gemacht werden, die an einem CO 2 - 
Infrarot- Analysator angeschlossen ist, mit dem sich 
C02-Gehalte in der Größenordnung von 0,1 ®/o fest- 
stellen lassen. 

4.1.2.2 Geräte des Typs C 

Anforderung 

Die Leckrate bei 15^ C und 1.013 mbar (Luftfeuch- 
tigkeit bleibt unberücksichtigt) soll unter unten ge- 
nannten Bedingungen folgende Werte nicht über- 
schreiten: 

1,5 mVh bei Wasserheizern, 

3,0 mVh bei Badeöfen. 
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Prüfung 

Bei Geräten des Typs Ci soll sich die Prüfung der 
Dichtheit auf den Gerätekörper und auf die vom 
Hersteller gelieferten Anschlußteile für die Abgas- 
führung erstrecken. Das zu prüfende Gerät ist an 
eine Druckluftquelle anzuschließen, so daß an der 
Verbindungsstelle des Gerätes mit der Druckluft- 
quelle ein relativer Druck von 0,5 mbar gehalten 
wird. Der Aufbau muß so sein, daß ein etwaiges auf 
mangelhafte Dichtung zurückzuführendes Leck am 
Gerät feststellbar ist. Die an den undichten Stellen 
austretende Luft ist mittels eines Zählers zu messen. 
Bei Geräten des Typs C 2 ist ein Prüf schacht zu ver- 
wenden, dessen eine Wand die Dicke und Merkmale 
eines wirklichen Luft- Abgas-Schornsteins aufweist. 
Das Gerät ist nach den Angaben des Herstellers an 
diese Wand anzuschließen. Der Gesamtaufbau ist 
abzudichten und sodann an eine Druckluftquelle an- 
zuschließen, so daß während der ganzen Prüfung ein 
relativer Druck von 0,5 mbar vorhanden ist. Die 
Anlage muß so sein, daß jedes mögliche Leck an den 
Verbindungsstellen des Gerätes mit dem Luft-Ab- 
gas-Schornstein feststellbar ist. Die an den undich- 
ten Stellen austretende Luftmenge ist mittels eines 
Zählers zu messen. 

4.1.3 Dichtheit der wasserführenden Teile 

Anforderung 

Die wasserführenden Teile müssen folgendem mit 
einem Manometer kontrollierten Wasserdruck 

standhalten: 

— Geräte mit freiem Ausfluß: 0,5 bar 

— Geräte für Niederdruck: 4 bar 

— Geräte für Normaldruck: 15 bar 

— Geräte für hohen Druck: 20 bar, 

und zwar für eine Dauer von 15 Minuten, ohne daß 
sich Wasseraustritt oder bleibende Verformungen 
am Gerät zeigen. 

Prüfung 

Bei der Prüfung müssen die Angaben des Mano- 
meters bis auf 2 Vo des Prüfdruckes genau sein. 

4.1.4 Dauerhaftigkeit des Dichtungsmaterials 

Anforderungen 

Bei einem Werkstoff zur Dichtung eines mit Gasen 
der dritten Familie beschickten Gerätes darf unter 
den unten beschriebenen Prüfbedingungen kein Ge- 
wichtsverlust über 5 Vo des anfänglichen Probenge- 
wichtes auftreten, und die Durchlässigkeit des Ge- 
rätes zu Beginn der Prüfung und nach beschleunigter 
Alterung muß gleich null sein. Die Shore-Härte darf 
sich nach beschleunigter Alterung um nicht mehr als 
5 Einheiten verändern. 

Prüfungen 

Werkstoffe, die durch Gase der dritten Gruppe 
verändert werden können, sind einer Schrumpfungs- 
prüfung zu unterziehen. Bei der Prüfung ist der 


Werkstoff zu wiegen und für die Dauer von 24 Stun- 
den in flüssiges Pentan zu legen. 

Der Werkstoff ist aus dem Pentan herauszuneh- 
men und für weitere 24 Stunden in freier Luft zu 
lagern. Danach ist die Gewichtsveränderung einer 
Probe festzustellen. 

Bei der Durchlässigkeitsprüfung ist ein Dichtring 
von 8 mm innerem Durchmesser und 19 mm äuße- 
rem Durchmesser aus einer Platte des zu prüfenden 
Werkstoffs auszuschneiden. 

Der Dichtring wird entsprechend den Angaben des 
Lieferanten um nicht mehr als 20 ‘^/o seiner Dicke in 
der in Abbildung 2 gezeigten Prüfeinrichtung zusam- 
mengepreßt, die zuvor mit ca. 0,5 g flüssigen Pen- 
tans gefüllt wurde. Das Ganze wird gewogen und in 
freier Luft bei einer Temperatur von 20*^ C ± 1° C 
aufgestellt. 

Die gesamte Einrichtung wird nach 24 Stunden er- 
neut gewogen und die Durchlässigkeit in g/h Pentan 
mit einer Genauigkeit von 0,001 g bestimmt. Eine 
Durchlässigkeitsprüfung nach beschleunigter Alte- 
rung ist nach obiger Prüfung vorzunehmen. Der 
Dichtring verbleibt in der Prüfeinrichtung, doch wird 
das Pentan entfernt. So dann wird die Prüfeinrich- 
tung sieben Tage lang in einem Wärmeschrank bei 
einer Temperatur von 110° C ± 1° C gelagert. 

Nach diesem Zeitraum wird eine 2. Durchlässig- 
keitsprüfung unter denselben, oben beschriebenen 
Bedingungen durchgeführt. 

Die Shore-Härte des Werkstoffs ist nach der ISO- 
Empfehlung ISO/R 868 — 1968 festzustellen. An- 
schließend ist der Werkstoff in einem Wärme- 
schrank bei einer Temperatur von 110°C ± 1°C zu 
lagern und die Shore-Härte erneut festzustellen. 

4.2 Nenn-Gasdurchfluß und Nenn-Wärmeleistung 

Anforderungen 

Geräte ohne Voreinstellglied für den Gasdurchffuß 

Bei unten beschriebenen Prüfbedingungen soll der 
in Masse oder Volumen ausgedrückte Gasdurchfluß 
des Prüfgases bei Normprüfbedingungen nicht mehr 
als das 1,05 fache des ebenfalls in Masse oder Volu- 
men ausgedrückten Nenn-Gasdurchflusses betragen, 
und die Wärmeleistung des Gerätes soll nicht unter 
dem 0,95 fachen der Nenn-Wärmeleistung liegen. 

Geräte ohne Gasdruck- bzw. Mengenregler mit 
VoreinsteUgUed für den Gasdurchfluß, wobei das 
Gerät für Gase der zweiten Familie bestimmt ist und 
das Voreinstellglied für den Gasdurchfluß für jene 
Gase nicht außer Betrieb gesetzt ist. 

Bei unten beschriebenen Prüfbedingungen sollen 
der festgestellte Gasdurchfluß der Geräte, gemessen 
bei völlig geöffnetem Voreinstellglied, und der An- 
schlußdruck bei relevanten normalem Prüfdruck des 
angewendeten Prüfgases mindestens gleich dem 
Nenn-Gasdurchfluß sein, und der festgestellte Gas- 
durchfluß, gemessen mit dem Voreinstellglied bei 
kleinster Öffnung, sowie der Anschlußdruck bei re- 
levantem maximalem Prüfdruck der angewendeten 
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Bild 2 


Einrichtung zur Prüfung der Dauerhaftigkeit der Dichtungen 


1 senkrechte Einstellmarke 



Gase sollen nicht größer sein als der Nenn-Gas- 
durchfluß. 

Geräte mit Gasdruck- bzw. Mengenregler und mit 
Einstellglied für den Gasdurchfluß 

Der auf das Volumen bezogene Gasdurchfluß 
eines Gerätes mit Gasdruck — bzw. Mengenregier 
soll bei unten beschriebenen Prüfbedingungen nicht 
mehr als 7,5 °/o über oder 10 ®/o unter dem Volumen- 
durchfluß des Gases liegen, auf den das Gerät für 
die Prüfung mit Gasen der ersten Familie eingestellt 
ist. Bei Gasen der 2. Familie sollen keine Schwan- 
kungen über ± 5 ®/o des Volumendurchflusses des 
Gases, auf den das Gerät für die Prüfung eingestellt 
ist, auftreten. 

Die zulässigen Schwankungen des Anschluß drucks 
liegen zwischen den in Anhang IV für die Norm- 
prüfgase der jeweiligen Kategorie genannten 
Höchst- und Mindestgrenzen. 


Prüfungen 

Prüfling des N enn-Gasdurchfiusses und der 
N enn-Wärmeleistiing 

Der Gasdurchfluß kann unter Normprüfbedingun- 
gen entweder in Masse (kg/h) oder Volumen (m^/h) 
angegeben sein und auf dem Brennwert Ho oder 
dem Heizwert Hu des Gases basieren. 

Der Nenn-Gasdurchfluß (Masse) in kg/h bei 
Brennwert Ho oder Heizwert Hu ist zu errechnen, in- 
dem man die Nenn- Wärmebelastung durch den 
Brennwert Ho bzw. den Heizwert Hu des Norm- 
prüfgases dividiert. Der Nenn-Gasdurchfluß (Volu- 
men) in mVh bei Brennwert Ho oder Heizwert Hu 
errechnet sich durch Division der Nenn-Wärmebe- 
lastung durch den Brennwert Ho bzw. Heizwert Hu 
des Normprüfgases. 

Das Gerät ist unter Verwendung des geeigneten 
Normprüfgases bei dem in Anhang IV, 4.4 für das 
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Prüfgas festgelegten Druck zu prüfen. Der Gas- 
durchfluß in kg/h (M) oder m®/h (V) ist rnfttels 
eines herkömmlichen Zählers festzustellen, nach- 
dem das Gerät den Beharrungszustand erreicht hat; 
der Wasserzufluß ist so, daß das wassergesteuerte 
Ventil ganz geöffnet und der Wasserdurchfluß auf 
normalen Durchfluß eingestellt ist. 


bezogen auf Masse (M) nach folgender Formel zu 
errechnen: 


Mo ^ M 



1013 + Pi 

Pa + Pi 


X 


273 + tg 
288 



Der Gasdurchfluß (Masse) unter Normprüfbedin- 
gungen (Mo) ist von dem gemessenen Gasdurchfluß 


oder von dem gemessenen Gasdurchfluß bezogen 
auf Volumen nach folgender Formel: 


Mo = M. 


Pa + Pc 
Pa + Pi 


]/^ 


1013 + Pi 


1030 


X 


273 + tg 
288 


dr 


d 


Der Gasdurchfluß (Volumen) unter Normprüfbe- 
dingungen (Vo) ist von dem gemessenem Gasdurch- 
fluß bezogen auf Volumen V nach folgender Formel 
zu errechnen: 



Pa + Pc 
Pa + Pi 



1013 + Pi 
1013 


X 


Pa+ Pi 

1013 


X 


288 

273 + tg 



In obigen Formeln bedeuten: 

Mo Durchfluß, bezogen auf die Masse im Normzu- 
stand 

M Durchfluß, bezogen auf die Masse bei Prüfbe- 
dingungen 

Vu Durchfluss, bezogen auf das Volumen im Norm- 
zustand 

V Durchfluss, bezogen auf das Volumen bei Prüf- 
bedingungen 

Pa Luftdruck in Millibar 

Pi Gasdruck vor der Düse in Millibar d. h. der vor- 
geschriebene Prüfdruck 

Pc Gasdruck am Zähler in Millibar 
tg Gemessene Raumtemperatur in °C 
d relative Dichte des trockenen Gases 
dr relative Dichte des Normprüfgases 

Die Werte des Gasdurchflusses, bezogen auf Masse 
(Mo), oder des Gasdurchflusses, bezogen auf Volu- 
men (Vo), sind mit dem entsprechenden errechneten 
Wert zu vergleichen. 

4.3 Einstellen des Wasserdurchflusses 

4.3.1 Geräte für normalen Druck und hohen Druck 
ohne Regler für den Wasserdurchfluß und 
ohne Temperaturwähler 

Bei Prüfung unter unten beschriebenen Bedingun- 
gen soll sich das Gerät mit Hilfe des Voreinstell- 
glieds zum Einstellen des Wasserdurchflusses auf 
seinen Nenn-Durchfluß bei einem Wasserdruck von 
nicht mehr als 2 bar, gemessen am Anschluß für den 
Kaltwasser-Einlauf des Gerätes, einstellen lassen. 

Bei einem Wasseranschlußdruck von 6 bar bei 
Nenn-Wärmebelastung muß das Gerät auf einen 
Wasserdurchfluß eingestellt werden können, der 


einem Temperaturanstieg von mindestens v50°C ent- 
spricht. 

Bei vermindertem Anschlußdruck ab 0,6 bar bei 
Nenn-Wärmebelastung soll der auf unten beschrie- 
bene Weise gemessene Temperaturanstieg 75‘^C 
nicht überschreiten. 

Prüfung 

Zur Bestimmung des maximalen Temperaturan- 
stiegs ist das Gerät auf den Nenn -Wasserdurchfluß 
einzustellen und der Gasdruck am Brenner zu mes- 
sen. 

Daraufhin ist der Anschlußdruck des Wassers so 
weit zu senken, bis der Gasdruck am Brenner 95 Vo 
des Anfangsdruckes beträgt. Die in der Zeiteinheit 
jeweils auslaufende Wassermenge wird gewogen 
und der Temperaturanstieg, der einem 0,975fachen 
des Nenn-Gasdurchflusses entspricht, errechnet. 

4.3.2 Geräte für normalen Druck und hohen Druck 
mit Regler für den Wasserdurchfluß und mit 
T emperaturwähler 

Werden die Geräte unter untengenannten Bedin- 
gungen geprüft und ist der Temperaturwähler dabei 
auf den Mindestwasserdurchfluß bei einem Wasser- 
anschlußdruck von 0,5 bar eingestellt, so muß ein 
Volumendurchfluß an Gas von mindestens 95 ®/o des 
Nenn-Durchflusses erreicht werden. 

Zwischen 0,6 und 6 bar soll der Wasserdurchfluß 
nicht unter der Menge liegen, die einem Tempera- 
turanstieg von 50° C entspricht. Wenn der Wasser- 
druck ab 0,6 bar gesenkt wird, muß der Wasser- 
durchfluß über eine Menge bleiben, die einem Tem- 
peraturanstieg von 75°C entspricht. Wenn der Tem- 
peraturwähler auf den maximalen Wasserdurchfluß 
eingestellt ist und der Druck zwischen 2 und 6 bar 
schwankt, muß der Wasserdurchfluß über einer 
Menge bleiben, die einem Temperaturanstieg von 
50 Grad C entspricht. 
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Tabelle 4 


Höchstzulässige Abweichung des Wasserdurchflusses 
vom durchschnittlichen Durchfluß 


Bedingungen 

Einstellung 

des Temperaturwählers 
auf: 

Wasserdruck 
(in bar) 

Erzielte Werte 
des Wasserdurchflusses 

Höchstzulässige 
Abweichung des 
Wasserdurch- 
flusses *) 

Nr. 1 

Mindestwasserdurchfluß 
(Temperaturwähler auf An- 
schlag) 

von 0,6 bis 6 

minimal 

maximal 

durchschnittlich 

± lOVo 

Nr. 2 

Mindestwasserdurchfluß 
(Temperaturwähler auf An- 
schlag) 

von 6 bis 10 

minimal 

maximal 

durchschnittlich 

± 20 0/0 

Nr. 3 

Höchstwasserdurchfluß (ent- 
sprechend einem Tempera- 
turanstieg von 30° C bei 
einem Druck von 2 bar) 

von 2 bis 6 

minimal 

maximal 

durchschnittlich 

± 10 ^/o 

Nr. 4 

Höchstwasserdurchfluß (ent- 
sprechend einer Temperatur- 
erhöhung von 30° C bei 
einem Druck von 2 bar) 

von 6 bis 10 

minimal 

maximal 

durchschnittlich 

± 20 o/o 


*) Die höchstzulässigen Abweichungen für jede in Tabelle 4 genannte Prüfung ist aus der Differenz zwischen den 
bei der Prüfung erzielten Mindest- und Höchstwerten zu ermitteln; der durchschnittliche Wert ist durch Feststel- 
lung des arithmetischen Mittels zwischen den Mindest- und Höchstwerten festzustellen. Diese Abweichungen sind 
in Prozent des durchschnittlichen Wertes auszudrücken. 


Prüfung 

Die höchstzulässige Abweichung des Wasser- 
durchflusses vom durchschnittlichen Durchfluß muß 
den im Tabelle 4 gemachten Angaben entsprechen. 

Die Zeit ist von dem Augenblick an zu messen, da 
das Gas den Hauptbrenner erreicht, bis die Gleich- 
gewichtstemperatur um 90 ®/o des Temperaturan- 
stiegs nach Erreichen des Beharrungszustandes an- 
gestiegen 'ist. 

4.3.3 Geräte für Niederdruck 

Anforderungen 

Die in den Abschnitten 4.3.1 und 4.3.2 genannten 
Anforderungen sollen auf Geräte für Niederdruck 
bei den vom Hersteller angegebenen Nenn- und 
Höchst-Wasserdrücken Anwendung finden. Unter 
diesen Bedingungen darf der größte Anstieg der 
Wassertemperatur 75° C nicht überschreiten. Sollte 
die Eintrittstemperatur des Wassers jedoch 20° C 
übersteigen, so darf der größte Anstieg der Wasser- 
temperatur 70° C nicht überschreiten. 

Prüfung 

Die obigen Bedingungen sind durch Messung des 
Wasserdrucks bei der Kaltwasseranschlußstelle des 
Gerätes nachzuprüfen. 


Der maximale Temperaturanstieg bei abnehmen- 
dem Wasserdruck ist wie folgt zu bestimmen: das 
Gerät wird auf Nenn-Durchfluß eingestellt und der 
Druck am Brenner gemessen. Daraufhin wird der 
Eingangsdruck des Wassers gesenkt, bis der Gas- 
druck am Brenner 95 ®/o des Anfangsdruckes beträgt. 
Die in der Zeiteinheit auslaufende Wassermenge 
wird gewogen und der Temperaturanstieg, der 
einem 0,975fachen des Nenn-Gasdurchflusses ent- 
spricht, errechnet. 

4,4 Wassergesteuerte Ventile 

Anforderungen 

4.4.1 Wassergesteuerte Ventile bei Geräten für 
Normaldruck 

Ein wassergesteuertes Ventil muß bei einem Min- 
destwasserdruck von 0,5 bar einwandfrei arbeiten. 
Bei diesem Druck muß der Gasdurchfluß mindestens 
95 ®/o des Nenn-Gasdurchflusses betragen. 

4.4.2 Wassergesteuerte Ventile bei Geräten für Nie- 
derdruck 

Ein wassergesteuertes Ventil muß bei einem vom 
Hersteller angegebenen Mindestwasserdruck und bis 
zu einem Druck von 2,5 bar einwandfrei arbeiten. 
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Bei dem Mindestwasserdruck muß der Gasdurchfluß 
mindestens 95 ^Vo des Nenndurchflusses betragen, 
und die Betriebsweise des wassergesteuerten Gas- 
ventils muß bis zu einem Druck von 2,5 bar ein- 
wandfrei sein. 

Prüfung 

Das Gerät wird zuvor auf seinen Nenn-Volumen- 
durchfluß mit Normprüfgas bei normalem Prüfdruck 
eingestellt. 


serheizer) mit einem Abgasabweiser ausgestattet 
sind. Geräte des Typs B sind mit einem 0,5 m hohen 
Abgasrohr und Geräte des Typs C mit den in Ab- 
schnitt 5.4 beschriebenen Aufbauten für ruhige und 
nicht verschmutzte Luft (alle Klappen offen und 
Ventilator ausgeschaltet) versehen. 

ZweitePrüfung 

Eine zweite Prüfung wird unter besonderen Be- 
dingungen für Abgasabführung durchgeführt. 


Diese Einstellung erfolgt bei Geräten für normalen 
Druck für einen Wasserdruck von 2 bar, gemessen 
an der Anschlußstelle des Gerätes. Für Gerät mit 
Niederdruck wird der normale Druck vom Herstel- 
ler angegeben. 

Bei Geräten für Normaldruck wird der Wasser- 
druck auf 0,5 bar gesenkt. Bei Geräten für Nieder- 
druck wird er auf den vom Hersteller angegebenen 
Mindestdruck gesenkt, wobei nachzuprüfen ist, ob 
der Gasdurchfluß den oben genannten Anforderun- 
gen entspricht. 

4.5. Wirkungsgrad 

Anforderung 

Unter unten genannten normalen Bedingungen 
für die Abgasabführung darf der Wirkungsgrad nicht 
unter 80 ^'/o und nicht über 88 ‘^/o, bezogen auf den 
Heizwert Hu, bzw. nicht unter 72 Vo und nicht über 
79 ®/o, bezogen auf den Brennwert Ho, betragen. 

Der unter den unten genannten Sonderbedingun- 
gen für die Abgasabführung festgelegte Wert für 
den Wirkungsgrad der Geräte des Typs C soll 

— bei Geräten des Typs Ci nicht weniger als das 
0,9fache des Wirkungsgrades bei normalen Be- 
dingungen für die Abgasabführung, 

— bei Geräten des Typs C 2 nicht weniger als 78 ®/o, 
bezogen auf den Heizwert Hu, bzw. nicht weniger 
als 70 ®/o bezogen auf den Brennwert Ho, 

betragen. 


Geräte des Typs Ci werden mit dem in Abschnitt 
5.4.3 beschriebenen Aufbau versehen und einem 
senkrecht auf die Prüfwand gerichteten Luftstrom 
ausgesetzt. Geräte des Typs Ca werden unter den in 
Abschnitt 5.4.4 beschriebenen Bedingungen mit 
durchschnittlicher aufwärtiger Strömung von 1,5 m/ 
sec und einem CO 2 Gehalt von weniger als 0,5 ^/o 
aufgebaut. Abbildung 3 zeigt ein Diagramm des Ge- 
rätes, wie es für die Prüfung aufgebaut ist. Um 
obige Bedingungen zu erreichen, sollte der Venti- 
lator eingeschaltet werden, damit ein Aufstrom er- 
zielt wird. Klappen F, C und E sind zu öffnen, und 
Klappe B ist zu schließen. Der Luftstrom ist mittels 
der Klappen A und D zu regulieren. 


Der Wirkungsgrad rj der Geräte für Gase der 1. 
und 2. Familie ist nach folgender Formel zu errech- 
nen: 


>/ 


m X Cq X t 

V X Hu (oder Ho) 


XlOO 0/0 


Der Wirkungsgrad der Geräte für Gase der 3. Fa- 
milie ist nach folgender Formel zu errechnen: 




m X Cp X t 
M X Hu (oder Ho) 


XlOO «/o 


Darin bedeuten: 

m Masse des während der Dauer der Prüfung auf- 
gefangenen Wassers, ausgedrückt in kg 

Cp 4,186 X 10’^ in Megajoule je Kilogramm und 
Grad Celsius 


Der Wirkungsgrad ist unter folgenden Bedingun- 
gen zu prüfen: 

(i) Das Gerät wird mit Normprüfgas beschickt und 
auf die Nenn-Wärmebelastung eingestellt. Der 
Wasser durchfluß wird so eingestellt, daß die 
Einlauftemperatur des Wassers unter 25° C liegt 
und während der Prüfung um nicht mehr als 
± 0,5° C schwankt. Der Temperaturanstieg des 
Wassers beträgt bei allen Geräten unabhängig 
von ihrer Wärmeleistung 40° C ± 1° C. 

(ii) Die Wassertemperaturen werden unmittelbar 
über der Wasseranschlußstelle und direkt unter 
dem Wasserauslauf des Gerätes gemessen. Da- 
bei ist darauf zu achten, daß die Messeinrich- 
tung keinen Wärmeverlust verursacht. Die Mes- 
sungen werden vorgenommen, nachdem das Ge- 
rät seinen Beharrungszustand erreicht hat. 

Prüfung 1 

Eine erste Prüfung wird unter normalen Bedingun- 
gen durchgeführt, wobei Geräte des Typs A (Was- 


t Temperaturanstieg des Wassers in Grad Celsius 

V Volumen des Gases (Gase der 1. und der 2. Fa- 
milie), das vom Gerät während der Dauer der 
Prüfung verbraucht worden ist, umgerechnet auf 
Normprüfbedingungen und ausgedrückt in m'*^ 

M Gasmenge (Gase der 3. Familie), die vom Gerät 
während der Dauer der Prüfung verbraucht wor- 
den ist, ausgedrückt in kg 

Hu Heizwert des Gases in Megajoule je Kubikmeter 

Ho Brennwert des Gases in Megajoule je Kubik- 
meter 


4.6 Dauerbelastung 

Anforderungen 

Das Gerät ist der unten genannten Dauerbela- 
stungsprüfung zu unterziehen. Nach dieser Prüfung 
muß das Gerät den folgenden Anforderungen ent- 
sprechen: 
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Bild 3 


Prüfung eines an den Luft-Abgas-Schacht angeschlossenen Gerätes 



Der entsprechend den Angaben in Abschnitt 5.9 
bestimmte Kohlenmonoxydgehalt darf bei Verwen- 
dung von Normprüfgas 0,1 Vo nicht überschreiten. 

Der entsprechend den Angaben von Abschnitt 4.5 
festgelegte Wirkungsgrad des Gerätes darf um nicht 
mehr als 5 Punkte vermindert sein (z. B. 80 % statt 
85 °/o, bezogen auf den Heizwert Hu). 

Der Durchfluß am Brenner darf bei ursprünglichem 
Stand der Voreinstellglieder nicht mehr als 5 Vo 
variieren. Das Einstellen der Hähne soll leicht und 
effektiv bleiben. Die Leistung des Druck- bzw. Men- 


genreglers, der Zündsicherung und des wasserge- 
steuerten Ventils soll den Anforderungen in den Ab- 
schnitten 5.7, 5.5 und 4.4 genügen. 

Das Gerät muß den in den Abschnitten 4.1.1 und 
4.1.2 genannten Dichtheitsanforderungen entspre- 
chen. 

Prüfung 

Die Prüfungen sind mit Normprüfgas und einem 
Wasser durchzuführen, dessen Kalkgehalt unter 25'^ 
(r - 10 mg Ca COa/dm^) liegt. 
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Das Gerät ist entsprechend den in Abschnitt 5.9.2 
festgelegten Bedingungen zu installieren und auf 
Nenn- Wärmebelastung sowie einen Wasserdurch- 
fluß einzustellen, der einer Auslauftemperatur von 
60° entspricht. Anschließend soll wiederholtes Ein- 
und Ausschalten des Gerätes durch ein wasserge- 
steuertes Ventil erfolgen. 

Die Dauer einer Periode beträgt 8 Minuten. Davon 
sind 4 Minuten Betriebs- und 4 Minuten Ruhezeit. 

Die Dauer der Prüfung soll 200 Stunden, d. h. 
1 500 Perioden, betragen. 

4.7 Aufheizzeit 

Anforderung 

Wird das Gerät unter unten genannten Bedingun- 
gen bei normalem Gasdurchfluß und bei Einstellung 
auf einen Temperaturanstieg von 50° C zwischen 
Wasserein- und -auslauf geprüft, so darf die erfor- 
derliche Aufheizzeit zum Erreichen von 90 ®/o dieses 
Temperaturanstiegs 25 Sekunden bei Wasserheizern 
und 35 Sekunden bei Badeöfen nicht überschreiten. 

Prüfung 

Das Gerät ist entsprechend den in Abschnitt 4.5 
festgelegten Bedingungen einzustellen und zu prü- 
fen. Die Auslauftemperatur des Wassers ist mittels 
eines schnell anzeigenden Thermometers zu messen. 
Die Raumtemperatur muß höher sein als die Einlauf- 
temperatur des Wassers; beide sind im Prüfbericht 
anzugeben. 

Der Wasserdurdifluß ist so einzustellen, daß der 
Temperaturanstieg, nachdem das Gerät den Behar- 
rungszustand erreicht hat, 50° C bei Nenn-Wärme- 
belastung beträgt. Wenn dieser Beharrungszustand 
erreicht ist, wird die Gaszufuhr zum Brenner unter- 
brochen, ohne daß jedoch der Wasserdurchfluß ge- 
ändert wird. Sobald die Auslauftemperatur des Was- 
sers ungefähr gleich der Einlauftemperatur ist, wird 
die Gaszufuhr wieder freigegeben und die Zünd- 
bzw. Wachflamme, soweit erforderlich, wieder ange- 
zündet. 

Die Zeit ist von dem Augenblick an zu messen, da 
das Gas den Hauptbrenner erreicht, bis zu dem Au- 
genblick, da der Temperaturanstieg 90 ®/o des Tem- 
peraturanstiegs beträgt, der sich bei Erreichen des 
Beharrungszustandes des Gerätes ergeben hat. 


Anforderungen an die Betriebssicherheit 

5.1 Widerstandsfähigkeit des Brenners gegen über- 
hitzen 

Anforderungen 

Wird das Gerät unter unten genannten Bedingun- 
gen geprüft, darf das Material der einzelnen Bren- 
nerteile lediglich die durch die Verbrennung verur- 
sachte Oberflächenveränderung aufweisen. 

Prüfungen 

Die Prüfungen sind mit dem Normprüfgas der ent- 
sprechenden Kategorie und der dazugehörigen Düse 


durchzuführen. Der jeweilige Prüfdruck muß den in 
Anhang 4.4 enthaltenen Angaben für das Gas ent- 
sprechen. 

Bei Vormischbrennern ist das Gas absichtlich an 
der Düse bei normalem Prüfdruck und außerdem, 
wenn möglich, am Brennerkopf anzuzünden. Kann 
die Flamme unter diesen Bedingungen aufrechter- 
halten werden, so ist die Prüfung für die Dauer von 
15 Minuten fortzusetzen. 

Wenn sich die Flamme bei normalem Durchfluß am 
Brenner an der Düse oder innerhalb des Brenners 
nicht halten kann, wird der Druck — aber nur bis 
zum Mindestdruck — soweit gesenkt, bis sich die 
Flamme hält. Kann sich die Flamme bei verminder- 
tem Durchfluß an der Düse oder innerhalb des Bren- 
ners nicht halten, ist die Prüfung bei Kleinstellung 
zu wiederholen, wenn diese möglich ist. 

5.2 Temperatur der Bedienungsgriffe 

Anforderungen 

Die Oberflächentemperatur der zu berührenden 
Geräteteile darf unter untengenannten Bedingungen 
bei Messungen mit Kontakt-Thermoelementen nach 
20minütiger Betriebsdauer die Raumtemperatur um 
höchstens folgende Werte überschreiten: 

30° C bei Metallen oder gleichwertigen Werk- 
stoffen 

45° C bei Porzellan oder gleichwertigen Werk- 
stoffen 

60° C bei Kunststoffen oder gleichwertigen 
Werkstoffen. 

Prüfung 

Die Prüfung wird mit Normprüfgas bei Nenn- 
Wärmeleistung durchgeführt. 

5.3 Temperatur der Ummantelung des Gerätes und 
Schutz der angrenzenden Wände 

Anforderungen 

Die unter den untengenannten Bedingungen ge- 
messene Temperatur der Ummantelung des Gerätes 
darf die Raumtemperatur um nicht mehr als 80° C 
überschreiten. In der von zwei parallelen Ebenen be- 
grenzten Zone jedoch, d. h. 10 cm über bzw. unter 
der horizontalen Basis des Heizkörpers, darf die 
Temperatur der Ummantelung des Gerätes die 
Raumtemperatur um 110° C überschreiten. In der 
von zwei Ebenen, 3 cm über bzw. unter der horizon- 
talen Basis des Heizkörpers, begrenzten Zone darf 
die Temperatur der Ummantelung des Gerätes die 
Raumtemperatur um 130° C überschreiten. 

Die Messungen der Obenflächentemperatur der 
Ummantelung des Gerätes erfolgen während die 
Obenflächentemperatur der Wand, an der das Gerät 
— in einer Ecke — befestigt ist, ermittelt wird. Da- 
mit soll nachgeprüft werden, ob die Wandtempera- 
tur die Raumtemperatur um nicht mehr als 50° C 
überschreitet. Die Prüfung wird folgendermaßen 
durch geführt: 
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Prüfung 

Das Gerät wird, wie es vom Hersteller geliefert 
wurde, in einer Prüfecke installiert. Diese Ecke be- 
steht aus einer Basis, die von einer horizontalen 
Eichenplatte und zwei vertikalen reditwinkelig be- 
festigten Eichenplatten gebildet wird. Bei dieser An- 
lage sind sämtliche vom Hersteller des Gerätes an- 
gegebenen Zwischenräume zu berücksichtigen. 

Die Eichenplatten sollen 25 mm dick und mit mat- 
ter schwarzer Farbe gestrichen sein; ihre Abmes- 
sungen sollen so sein, daß sie mindestens 5 cm über 
die entsprechenden Abmessungen des Gerätes hin- 
ausragen. 

Thermoelemente werden in jede Platte jeweils in 
der Mitte eines Quadrates von 10 cm angebracht. 
Sie werden von außen so in die Platten eingeführt, 
daß sich die Lötstellen 3 mm von der zum Gerät hin- 
gewendeten Oberfläche entfernt befinden. 

Der Brenner ist auf Nenn-Wärmebelastung und 
Normprüfgas bei normalem Prüfdruck eingestellt. 

Der Wasserdurchfluß ist so eingestellt, daß die 
Einlauftemperatur des Wassers unter 25 ^ C liegt 
und während der Prüfung um nicht mehr als 
± 0,5^ C schwankt. Der Temperaturanstieg dieses 
Wassers beträgt bei allen Geräten, unabhängig von 
ihrer Leistung, 40 ± C. 

Die Prüfung wird unter normalen Abzugsbedin- 
gungen durchgeführt, d. h. 

— bei Geräten des Types A (Wasserheizer) mit 
Abgasabweiser 

— bei Geräten des Types B mit 0,50 m hohem 
Abgasrohr 

— bei Geräten des Types C mit den im Ab- 
schnitt 5.4.3 beschriebenen Aufbauten bei 
ruhiger und nichtverschmutzter Luft entspre- 
chend Abschnitt 5.4.4 (alle Klappen offen und 
Ventilator ausgeschaltet). 

Die Messungen der Obenflächentemperatur der 
Ummantelung des Gerätes sowie der Temperatur 
der Prüfwand und der Basistemperatur bei Bodenge- 
räten werden durchgeführt, nachdem das Gerät 
zwanzig Minuten in Betrieb war. 

Die wärmsten Teile der Ummantelung des Gerä- 
tes werden — z. B. unter Verwendung von Thermo- 
farben — - aufgesucht. Daraufhin erfolgt an diesen 
Stellen die genaue Messung der Temperaturen mit 
Thermoelementen, die so angeordnet werden, daß 
die Warmlötstelle mit der jeweiligen zu untersu- 
chenden Oberfläche Berührung hat. 

Es wird empfohlen, die Prüfung in einem Raum 
vorzunehmen, dessen Temperatur etwa 20° C be- 
trägt. 

Falls beobachtet wird, daß die Oberflächentempe- 
ratur der Wände der Prüfecke die Raumtemperatur 
um mehr als 50° C überschreitet, muß der Hersteller 
in der Einbau- und Betriebsvorschrift angeben, wie 
die Wand, an der das Gerät befestigt wird, wirksam 
zu schützen ist. In diesem Fall muß der Hersteller 
der Prüfstelle Einzelheiten über die in der Vorschrift 
beschriebenen Schutzmaßnahmen liefern, und die 
Prüfstelle hat zu verifizieren, ob die Oberflächen- 


temperatur der Wände der Prüfecke die Raumtem- 
peratur um nicht mehr als 50° C überschreitet, wann 
die Schutzmaßnahmen entsprechend der Vorschrift 
getroffen werden. 

5.4 Zünden — Durchzünden — Stabilität der 
Flammen 

5.4.1 Für alle Geräte 

Anforderungen 

Bei Prüfung unter unten genannten Bedingungen 
müssen das überzünden und das Durchzünden 
sichergestellt sein. Eine leichte Tendenz der Flamme 
zum Abheben ist im Augenblick des Überzündens zu- 
lässig, doch muß die Flamme danach stabil brennen. 
Die Flamme darf in keinem Fall unter dem Einfluß 
der Prüfbedingungen erlöschen. 

Prüfungen in ruhiger Luft 

Die Prüfungen sind mit Normprüfgas bei Nenn- 
Leistung durchzuführen. Sie sind zunächst bei kal- 
tem Gerät und erneut nach Erreichen des Behar- 
rungszustandes durchzuführen. Vor der Prüfung ist 
der mit der geeigneten Düse versehene Brenner wie 
folgt einzustellen: 

Das Gerät ist mit dem der Kategorie entsprechen- 
den Normprüfgas zu beschicken und bei normalem 
Prüfdruck auf Nenn-Durchfluß einzustellen. Ist für 
den Zünd- bzw. Wachflammenbrenner ein Vorein- 
stellglied vorhanden, wird es so eingestellt, daß sich 
die vom Hersteller angegebene Länge der Flamme 
oder der angegebene Durchfluß ergibt. 

Ohne Änderung der Einstellung des Zünd- bzw. 
Wachflammenbrenners oder des Brenners ist der 
Anschlußdruck auf 70 Vo des Normaldruckes des in 
Anhang IV, 4.4 vorgeschriebenen Prüfgases für Gase 
der ersten und zweiten Familie und auf den für die 
Gase der dritten Familie in Anhang IV, 4.4 vorge- 
schriebenen Mindestdruck abzusenken. 

Ist eine Kleinstellung vorgesehen, so ist die Prü- 
fung auch in dieser Stellung vorzunehmen. 

Es ist nachzuprüfen, ob das überzünden vom 
Zünd- bzw. Wachflammenbrenner zum Brenner so- 
wie das Durchzünden an den einzelnen Brennertei- 
len unter diesen Anschlußbedingungen sicher erfolgt. 

Ergänzungsprüfungen 

Sämtliche Prüfungen sind mit Normprüfgas bei 
Nenn-Leistung durchzuführen. 

5.4.2 Geräte der Typen A und B 

Die Geräte des Typs A sind mit einem Abgasab- 
weiser ausgestattet; Geräte des Typs B werden auf 
den Zug eines Abgasrohres von 0,5 m Höhe einge- 
stellt. 

Das Gerät wird entsprechend den Angaben für 
Prüfgas in Anhang IV, 4.4 mit dem Grenzgas für 
Abheben der Flammen unter Höchstdruck betrieben. 
Auf der Höhe des Brenners wird es der Einwirkung 
eines Luftstromes ausgesetzt, der durch ein Gebläse 
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von 200 mm Durchmesser bei einer Geschwindigkeit 
von 2 m/sec ausgelöst wird, dessen Achse sich in der 
waagerechten Ebene in alle Richtungen zentral zum 
Brenner verschieben läßt. Die Luftgeschwindigkeit 
ist in etwa 0,5 m Abstand vom Gerät zu messen, wo- 
bei sich der Luftaustritt des Gebläses mindestens 
1 m vom Gerät entfernt befindet. 

Geräte des Typs B, einschließlich der Geräte des 
Typs A, umgebaut auf Typ B (d. h. mit 
Strömungssicherung) 

Bei Geräten des Typs B und denjenigen des 
Typs A, die einen Abgasstutzen besitzen, ist eine 
zweite Prüfung unter den gleichen Anschlußbedin- 
gungen vorzunehmen, wobei das Gerät entspre- 
chend der Abbildung 4 angeschiossen ist. Ein Rück- 
strom von 3 m/sec wird fortwährend von oben in 
das Abgasrohr eingeleitet, ohne jedoch von dem 
Luftzug in Brennerhöhe beeinflußt zu werden. Bei 
Geräten des Typs B wird ein weiterer Versuch bei 
geschlossenem Abgasrohr durchgeführt. 


5.4.3 Geräte des Typs C 
Anforderungen 

Unter den unten beschriebenen Prüfbedingungen 
müssen das Abheben der Zünd- bzw. Wachflamme, 
das überzünden vom Zünd- bzw. Wachflammenbren- 
ner zum Brenner, das Zünden des gesamten Bren- 
ners sowie die Stabilität der Zünd- bzw. Wach- 
flammen und der Brennerflammen einwandfrei sein. 
Eine leichte Störung der Flammen ist zulässig, doch 
dürfen sie nicht erlöschen. 

Prüfungen 

Das Gerät wird entsprechend den vom Hersteller 
gelieferten Vorschriften an der in Abbildung 4 ge- 
zeigten Prüfwand befestigt. Das Gerät wird mit 
einem der Normprüfgase mit dem der Kategorie ent- 
sprechenden Nenndruck beschickt. Besitzt das Gerät 
ein Voreinstellglied für den Gasdurchfluß, so ist der 
Gasdurchfluß auf Nenn-Durchfluß einzustellen. So- 
dann ist das Gerät den folgenden Prüfungen zu 
unterziehen. 


Bild 4 


Prüfung eines Gerätes vom Normalzustand abweichenden Zugbedingungen 
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Das Gerät wird Luftströmen mit Geschwindigkei- 
ten von 2,5 m/sec, 5m/sec und 10 m/sec aus Einfalls- 
winkeln von 15^, 30°, 45°, 60°, 75° und 90° jeweils 
bei Azimutwinkeln von 60°, 90° und 120° ausge- 
setzt. Ist das Gerät asymetrisch, so ist die Reihe der 
Einfallswinkel mit 105°, 120°, 135°, 150°, 165° und 
180° fortzusetzen. In jedem dieser 63 oder gegebe- 
nenfalls 108 Fälle wird visuell geprüft, ob den oben- 
genannten Anforderungen entsprochen wird. 

Bei jedem Azimutwinkel werden die drei Einfalls- 
winkel, bei denen die Flamme am stärksten gestört 
wird, aufgezeichnet. An diesen Stellen sind die 
Flammen des Zünd- bzw. Wachbrenners und des 
Brenners zu löschen und die Möglichkeit zu prüfen, 
ob die Zünd- bzw. Wachflamme erneut zündet. Die 
Prüfung gilt als bestanden, wenn festgestellt wird, 
daß die Zünd- bzw. Wachflamme bei 5 Versuchen 
einmal zündet. 

Wenn die Flamme bei keinem Azimutwinkel un- 
ter keinem Einfallswinkel nennenswerte Störungen 
aufweist, ist die Möglichkeit des erneuten Zündens 
der Zünd- bzw. Wachflamme, nachdem die Brenner- 
flamme und die Zünd- bzw. Wachflamme gelöscht 
wurden, nur bei einem Einfallswinkel von 90° zu 
prüfen. 

Praktische Überlegungen 

Zwecks Zeitersparnis sollte die obengenannte Prü- 
fung hinsichtlich der erneuten Zündung der Zünd- 
bzw. Wachflamme mit den drei Einfallswerten oder 
gegebenenfalls mit dem Einfallswert von 90° bei 
einem bestimmten Azimutwert durchgeführt wer- 
den, bevor der Azimutwinkel geändert wird. Die 
Prüfung hinsichtlich des CO-Gehaltes entsprechend 
der Beschreibung in Abschnitt 5.9 sollte gemeinsam 
mit diesen Prüfungen durchgeführt werden, und 
zwar vor Änderung des Azimutwinkels, 

Die Prüfung bezüglich des Wirkungsgrades ent- 
sprechend der Beschreibung in Abschnitt 4.5, sollte 
gemeinsam mit diesen Prüfungen erfolgen, damit zu- 
sätzliches Demontieren und Installieren des Prüfge- 
räts vermieden wird. 

5.4.4 Geräte des Typs C 2 

Anforderung 

Bei unten beschriebenen Prüfbedingungen müssen 
das Zünden, Durchzünden und die Stabilität der 
Brennerflammen einwandfrei sein. Die Flammen 
dürfen nicht erlöschen. 

Prüfung 

Ein geeigneter Prüfstand ist schematisch in Ab- 
bildung 3 dargestellt. Er enthält eine vollständig 
geschlossene Schleife eines Schachts von rechtwin- 
keliigem Querschnitt von 225 X 400 mm. Durch diese 
Schleife strömt Luft, die von einem Axialgebläse 
im Seitenschacht erzeugt wird. Die Geschwindigkeit 
und Druckbedingungen werden durch eine Reihe 
von einzelnen Klappen eingestellt. 

Ein Wasserheizer wird als zusätzliche Quelle der 
Luftverunreinigung benutzt. Der Lufteinlaß dieses 


Gerätes ist dabei geöffnet und mit einer Luftsteue- 
rungseinrichtung F versehen. 

Das zu prüfende Gerät wird unter genauer Befol- 
gung der Anweisungen des Herstellers auf der größ- 
ten Fläche des Prüfschachtes in mindestens 2m Ab- 
stand über dem waagerechten unteren Teil des 
Prüfstandes mit einem senkrechten Schacht von 
mindestens 1 m Länge über dem Gerät angebracht. 
An der Rückseite der Montageflächen befinden sich 
Klappen, mit dem der Einbau von Entnahmerohren 
und Thermoelementen erleichtert wird. Die Ge- 
schwindigkeit des Luftzuges in der Leitung kann 
mittels eines Anemometers gemessen werden, das 
in 1 m Abstand über dem unteren waagerechten 
Teil des Prüfstandes angebracht wird. Zur Umwand- 
lung des vom Anemometer abgelesenen Wertes in 
einen Durchschnittswert der Geschwindigkeit, wie 
er mittels Pitot-Rohren bestimmt wii'd, wird ein Be- 
richtigungsfaktor benutzt. Zur Erfassung der Skala 
von 0,3 bis 5 m/sec können zwei austauschbare 
Anemometer notwendig sein. 

Der Prüfstand ist so ausgebildet, daß er sowohl 
im geschlossenen als auch im offenen Kreislauf oder 
in jedem Zwischenzustand betrieben werden kann. 
In der Praxis können entweder der offene Kreis- 
lauf oder dazwischenliegende Bedingungen erforder- 
lich sein. 

Das mit Normprüfgas beschickte und auf seine 
Nenn-Wärmebelastung eingestellte Gerät ist an den 
in Abb. 3 dargestellten Prüfschacht anzuschließen, 
und der Prüfstand muß so eingerichtet werden kön- 
nen, daß sich im Prüfschacht die folgenden Bedingun- 
gen ergeben: 

1. ein Aufstrom mit einer mittleren Geschwindig- 
keit von 2 m/sec und einer C02-Konzentration 
von 1,6 ®/o bei Temperaturen zwischen 60° C und 
80° C; 

2. ein Aufstrom mit einer mittleren Geschwindig- 
keit von 4,5 m/sec und einer C02-Konzentration 
von 0,75 % bei Temperaturen zwischen 40° C und 
60° C. 

Um die geforderten Bedingungen (1 oder 2) zu 
schaffen, verfährt man folgendermaßen: 

— Nach Schließen der Klappen E und F das Gebläse 
in Betrieb setzen und die Geschwindigkeit sowie 
den Grad der Verunreinigung in der Einrichtung 
mittels der Klappen A, B, C und D einstellen. 
Wenn stärkere Verunreinigung erforderlich ist, 
Klappe F Öffnen und den Wasserheizer anzün- 
den. Den Anteil an Frischluft im Verhältnis zur 
Umluft durch weiteres Einstellen der Klappen A, 
B und C regeln. Die Klappe D ermöglicht eine 
Feineinstellung des Durchflusses. 

Kontrollhähn einstellen und das Zünden, Durch- 
zünden und die Stabilität der Flammen beobachten. 

5.5 Zündsicherung 

Anforderung 

Die Öffnungszeit darf bei keinem der Geräte 
20 Sekunden überschreiten, wenn ein Einstellen von 
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Hand erforderlich ist. In sonstigen Fällen beträgt die 
Grenze 60 Sekunden. Die Schließzeit darf bei keinem 
Gerät 60 Sekunden überschreiten. 

Prüfung 

Die Prüfungen sind mit Normprüfgas bei norma- 
lem Prüfdruck durchzuführen. Falls erforderlich, ist 
das Gerät auf seine Nenn-Wärmebelastung einzu- 
stellen. 

Nach dieser Einstellung ist das Gerät einschließ- 
lich seines Zünd- bzw. Wachflammenbrenners außer 
Betrieb zu setzen und abzuwarten, bis es auf Raum- 
temperatur abgekühlt ist. Danach ist erneut Gas 
zu den Brennern zu schicken, die Zünd- bzw. Wach- 
flamme anzuzünden und der Wasserzapfhahn gleich- 
zeitig ganz zu öffnen. Es ist nachzuprüfen, ob der 
Brenner nach der oben festgelegten Öffnungszeit 
funktioniert. 

Anschließend bleibt das Gerät bei Nenn-Durchfluß 
mindestens 10 Minuten in Betrieb. 

Die Schließzeit ist zwischen dem Augenblick, in 
dem die Gaszufuhr zum Zünd- bzw. Wachflammen- 
brenner und zum Brenner absichtlich gesperrt wurde,* 
und dem Augenblick zu messen, in dem die wieder 
freigegebene Gaszufuhr durch die Zündsicherung 
abgesperrt wird. Um das Schließen des Ventils der 
Zündsicherung nachzuweisen, kann ein Gaszähler 
oder eine andere geeignete Einrichtung benutzt wer- 
den. 

5.6 Zündeinrichtung 

Anforderungen 

Bei unten genannten Prüfbedingungen darf die 
Wärmebelastung des Zünd- bzw. Wachflammen- 
brenners 0,17 kw (Hu) oder 0,187 kW (Ho) nicht über- 
schreiten. 

Die Zünd- bzw. Wachflamme muß den Hauptbren- 
ner auch dann zuverlässig zünden, wenn der Durch- 
fluß zum Zünd- bzw. Wachflammenbrenner so ge- 
drosselt wird, daß die Zündsicherung den Gasdurch- 
gang zum Brenner gerade noch offenhält. 

Das Zünden des Brenners muß bei allen vom Her- 
steller vorgesehenen Durchflußwerten geräuschlos 
erfolgen, und es darf weder ein Rückschlag noch ein 
längeres Abheben der Flamme eintreten. 

Ein kurzes Rückschlägen der Flammen beim Zün- 
den oder Verlöschen des Brenners ist jedoch zuläs- 
sig, wenn dadurch der einwandfreie Betrieb nicht 
beeinträchtigt wird. 

Die Zünd- bzw. Wachflamme darf beim Zünden 
oder Löschen des Brenners nicht ausgehen f sie darf 
auch während des Betriebes des Gerätes nicht so viel 
kürzer werden, daß sie ihre Aufgabe nicht mehr 
erfüllen kann, wie z. B. Zünden des Brenners, oder 
Betrieb der Zündsicherung. 

Die Zünd- bzw. Wachflamme soll lange genug 
brennen, damit ein einwandfreier Betrieb des Ge- 
rätes möglich wird. Sie soll auch weiterhin zufrie- 
denstellend brennen, wenn die Gaszufuhr zum 
Hauptbrenner rasch mehrere Male hintereinander 


durch Betätigung des Warmwasser-Zapfhahnes ge- 
sperrt und wieder freigegeben wird. 

Prüfung 

Die Wärmebelastung des Zünd- bzw. Wachflam- 
menbrenners ist mit dem oder den Normprüfgasen 
unter dem in Anhang IV, 4.4 für Prüfgas festgeleg- 
ten Höchstdruck bei den Gasen der ersten Familie 
und unter Normaldruck bei den Gasen der zweiten 
und dritten Familie zu prüfen. Ist jedoch ein Vor- 
einstellglied für den Gasdurchfluß zum Zünd- bzw. 
Wachflammenbrenner vorhanden, so ist diese Prü- 
fung unter Höchstdruck bei Mindest-Durchgangs- 
querschnitt mit dem Gas vorzunehmen, für welches 
das Voreinstellglied bestimmt ist. 

Das Zünden des Hauptbrenners ist bei Nenn- 
Wärmebelastung mit Normprüfgas unter Normal- 
druck zu prüfen. Das Normprüfgas ist nacheinander 
durch die entsprechenden Grenzgase für Abheben 
und Rückschlägen der Flammen zu ersetzen und der 
Gasanschlußdruck am Gerät auf den in Anhang IV, 
4.4 für das Prüfgas festgelegten Mindestdruck zu 
senken. Der Gasdurchfluß zur Zünd- bzw. Wach- 
flamme ist so zu drosseln, daß die Zündsicherung 
den Gasdurchgang zum Hauptbrenner noch offen 
hält. Daraufhin ist zu prüfen, ob den obigen Anfor- 
derungen entsprochen wurde. 


5.7 Gasdruck- bzw. Mengenregler 

Anforderungen 

Bei unten genannten Prüfbedingungen soll der 
Gasdurchfluß eines mit einem Gasdruck- bzw. Men- 
genregler versehenen Gerätes nicht mehr als 7,5 Vo 
über und 10 ®/o unter dem auf das Volumen bezoge- 
nen Gasdurchfluß liegen, auf welches das Gerät für 
die Prüfung eingestellt ist. Bei Gasen der ersten und 
zweiten Familie darf der Durchfluß um nicht mehr 
als ± 5 ®/o schwanken. 

Prüfung 

Besitzt das Gerät einen vorstellbaren Gasdruck- 
bzw. Mengenregler, so ist es auf den Nenn-Durch- 
fluß, bezogen auf das Volumen, mit Normprüfgas 
unter dem in Anhang IV, 4.4 für dieses Gas fest- 
gelegten Normaldruck einzustellen. Unter Beibehal- 
tung der Anfangseinstellung ist der Anschlußdruck 
zwischen dem für das Prüfgas festgelegten Mindest- 
und Höchstdruck zu verändern und der Gasdurch- 
fluß bei jedem Druck zu messen. Diese Prüfung 
ist für alle Normprüfgase durchzuführen, für die der 
Druck- bzw. Mengenregler nicht außer Betrieb ge- 
setzt wird. 


5.8 Nachheizen des Wassers 

Anforderung 

Bei unten genannten Prüfbedingungen soll die 
höchste gemessene Auslauftemperatur die Tempe- 
ratur, für die das Gerät eingestellt ist, um nicht 
mehr als 20° C überschreiten, und auf keinen Fall 
darf die Wassertemperatur mehr als 95° C betragen. 
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Prüfung 

Bei einer Kaltwassertemperatur von weniger als 
25° C ist das Gerät auf seine Nenn-Wärmebelastung 
und auf einen Wasserdurchfluß einzustellen, der 
einem Temperaturanstieg von 50° C entspricht. 

Nach Eintreten des Beharrungszustandes ist der 
Warmwasser-Zapfhahn rasch zu schließen. Nach 
10 Sekunden ist er wieder schnell zu öffnen und die 
höchste Auslauftemperatur mit einem Schnellan- 
zeige-Thermometer zu messen. Das Gerät soll in 
Betrieb bleiben, bis es seinen Beharrungszustand 
wieder erreicht hat. 

Die Prüfung ist mit jeweils um 10 Sekunden ver- 
längerten Zwischenräumen zu wiederholen, wobei 
der Zapfhahn geschlossen bleibt. Die höchste er- 
mittelte Auslauftemperatur ist mit der Temperatur 
zu vergleichen, für die das Gerät eingestellt ist. 


5.9 Kohlenmonoxyd-Gehalt der Abgase 

Anforderungen 

Unter den genannten Prüfbedingungen soll der 
Kohlenmonoxyd-Gehalt der luft- und wasserdampf- 
freien Abgase folgende Werte nicht überschreiten: 

0,10 Vo, wenn das Gerät unter normalen Bedin- 
gungen mit Normprüfgas beschickt wird. Bei Gerä- 
ten des Typs Q jedoch beträgt dieser Wert unter 
den in Abschnitt 5.4.3 genannten Bedingungen 
0,20 Vo; 

0,20 ®/o, wenn das Gerät mit Grenzgas für unvoll- 
ständige Verbrennung beschickt wird. 


Prüfungen 

5.9.1 Allgemeines 

Das Gerät wird mit Gas beschickt und, falls erfor- 
derlich, nach den Angaben in den Abschnitten 5.4.2 
und 5.9.2 eingestellt. 

Der Wasserdurchfluß wird entsprechend den in 
Abschnitt 4.5 genannten Bedingungen eingestellt. 

Nachdem das Gerät den Beharrungszustand er- 
reicht hat, wird eine Abgasprobe mit einer Absaug- 
sonde entnommen, die sich möglichst nahe am Aus- 
gang des Wärmeaustauschers befindet (typisches 
Beispiel in Abbildung 5). 

Der CO-Gehalt wird mittels einer Meßeinrichtung 
festgestellt, die die Bestimmung des CO-Gehaltes 
zwischen 5.10^ und 100.10^ nach Volumen zuläßt. 
In diesem Anwendungsbereich muß das Verfahren 
bis auf ±5.10'^ CO nach Volumen selektiv und bis 
auf ±2,10 ^ CO nach Volumen genau sein. Meßein- 
richtungen, die diesen Anforderungen genau ent- 
sprechen, arbeiten nach dem Prinzip der Infrarot- 
Absorption. Es sind Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, 
um den Einfluß des C02-Gehaltes auszuschalten. 

Das CO 2 wird nach einem Verfahren gemessen, 
das Werte mit einem relativen Fehler von unter 5 ®/o 
ermöglicht. 


Der auf die luft- und wasserdampffreien Abgase 
umgerechnete CO-Gehalt (theoretische Verbren- 
nung) ergibt sich aus der Formel: 

CO 

®/o CO = Vo CO 2 (theoretische Verbrennung) 

(in der Probe gemessen) 

Die Werte von Vo CO 2 (theoretische Verbrennung) 
für die Prüfgase sind in Tabelle 5 enthalten. 


Tabelle 5 


C02-Gehalte 


Gas- 

bezeich- 

nung 

G 110 

G20 

G21 

G25 

G26 

G30 

G31 

Vo CO 2 
(theore- 
tische 
Verbren- 
nung) 

7,6 

11,7 

12,2 

11,5 

11,8 

14,0 

13,7 


Der auf die luft- und wasserdampffreien Abgase 
umgerechnete CO-Gehalt kann ebenfalls mit der 
folgenden Formel errechnet werden: 


Vo CO 


21 


X [CO] 


21— [O 2 ] 

(in der ausgewählten Probe gemessen) 


[O 2 ] ist der Sauerstoffgehalt (in ®/o) in der Probe. 


Die Anwendung dieser Formel wird empfohlen, 
wenn sie eine größere Genauigkeit ergibt als die 
auf dem in der ausgewählten Probe gemessenen 
[CO 2 ] -Gehalt beruhende Formel. 


5.9.2 Prüfungen in ruhiger Luft 

Gerät des Typs A oder des Typs B werden in 
einem angemessenen belüfteten Raum mit der Rück- 
wand möglichst unmittelbar an einer Wand gemäß 
den Angaben des Herstellers aufgestellt. 

Geräte des Typs B oder des Typs A, die mit einer 
Strömungssicherung ausgestattet sind, werden 
einem Luftstrom aus einem 0,50 m langen Abgas- 
rohr ausgesetzt. Ein Gerät des Typs A wird zusätz- 
lich mit seinem Abgasabweiser geprüft. 

Ein Gerät des Typs Ci wird in ruhiger Luft ge- 
prüft. Der Aufbau erfolgt nach den Angaben in Ab- 
schnitt 5.4.3 entsprechend den Anweisungen des 
Herstellers. 

Ein Gerät des Tpys C 2 wird in ruhiger Luft und 
nach Anbringung an den in Abschnitt 5.4.4 beschrie- 
benen Prüfschacht entsprechend den Anweisungen 
des Herstellers geprüft, wobei alle Klappen geöffnet 
sind und der Ventilator abgeschaltet ist. 


33 




Drucksache 7/3184 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Bild 5 



Der Winkel zwischen den Armen muß mit dem Her- 
steller vereinbart werden, um eine darstellende 
Probe zu haben. 

Schnitt A — A — Maßstab 1 : 1 



Maße in mm 
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Das Gerät wird unabhängig von seinem Typ zu- 
nächst mit dem oder den Normprüfgasen der Kate- 
gorie geprüft, zu der es bzw. sie gehört bzw. gehö- 
ren. Sie sind in Anhang IV, 4.3 Tabelle 8 näher be- 
zeichnet. 

— Bei einem Gerät ohne Druck- bzw. Mengenregler 
und ohne Voreinstellglied für den Gasdurchfluß 
erfolgt die Prüfung bei dem in Anhang IV, 4.4 ge- 
nannten Höchstdruck. 

— Bei einem Gerät mit Voreinstellglied für den 
Gasdurchfluß aber ohne Druck- bzw. Mengenreg- 
ler erfolgt die Prüfung bei einem Gasdurchfluß 
zum Brenner, der dem l,10fachen des Nenn- 
Durchflusses entspricht. 

— Bei einem Gerät mit Druck- bzw. Mengenregler 
erfolgt die Prüfung mit dem Gas G 110 bei 
l,07fachem Nenn-Durchfluß und mit den Gasen 
G 20 oder G 25 bei l,05fachem Nenn-Durchfluß. 

Ein Gerät mit einem Voreinstellglied für den Gas- 
durchfluß oder einem Druck- bzw. Mengenregler, 
dessen Wirkung für eine oder mehrere Gasfamilien 
außer Betrieb gesetzt wird, wird nacheinander ent- 
sprechend den verschiedenen vorgesehenen An- 
schlußbedingungen geprüft. 

Nach der Prüfung mit dem oder den Normprüf- 
gasen wird das Gerät mit dem in Anhang IV, 4.4 ge- 
nannten Grenzprüfgas für unvollständige Verbren- 
nung derjenigen Kategorie geprüft, zu der das Gerät 
gehört. 

In den drei obengenannten Fällen wird das Gerät 

(I) — mit Normprüfgas betrieben, wobei die 

Wärmebelastung auf einen Wert gleich dem 
l,05fachem des Nenn-Durchflusses einge- 
stellt wird; 

(II) — mit dem entsprechenden Grenzprüfgas für 
unvollständige Verbrennung betrieben, 
ohne daß die Einstellung des Gerätes noch 
der Gasanschlußdruck geändert werden. 


5.10 Eignung für Gase, die von den Normprüfgasen 
verschieden sind 

Anforderungen 

Die unten aufgeführten Prüfungen müssen genaue 
Ergebnisse (siehe Prüfung mit Normprüfgas) für den 
Zünd- bzw, Wachflammenbrenner, das überzünden 
und die Stabilität der Flammen liefern. 

Prüfung 

Der Brenner wird mit dem der Kategorie entspre- 
chenden Normprüfgas bei normalem Prüfdruck be- 
schickt und auf Nenn-Durchfluß eingestellt. Ist der 
Zünd- bzw. Wachflammenbrenner mit einem Vor- 
einstellglied für den Gasdurchfluß versehen, so ist 
dieses auf die vom Hersteller angegebene Länge 
der Flamme oder den genannten Durchfluß einzu- 
stellen. 


Ohne Änderung des Durchflusses zum Zünd- bzw. 
Wachflammenbrenner oder Brenner wird das Norm- 
prüfgas nacheinander durch die in Anhang IV, 4.1 
Tabelle 7 genannten, der Kategorie der Geräte ent- 
sprechenden Grenzgase ersetzt, wobei der Anschluß- 
druck auf die in Anhang IV, 4.4 Tabelle 9 genannten 
Werte geändert wird. 

Die Prüfbedingungen sind wie folgt: 

— Normaldruck bei „rußendem" Grenzgas. 

Anmerkung 

Das Auftreten gelber Spitzen ist zulässig, wenn 
keine Kohlenstoffablagerungen entstehen. 

— Höchstdruck bei Grenzgas für „Abheben der 
Flammen" . 

Anmerkung 

Eine leichte Neigung zum Abheben der Flammen 
ist zulässig. Ein Gerät mit einem Gasdruck- bzw. 
Mengenregler wird bei Normprüfgas so eingestellt, 
daß die erzielte Wärmebelastung um lOVo höher 
liegt als die Nenn- Wärmebelastung; 

— Mindestdruck bei Grenzgas für „Rückschlägen 
der Flammen" ; 

— unter den in Abschnitt 5.9.2 genannten Anschluß- 
bedingungen bei Grenzgasen für „unvollständige 
Verbrennung". 


ANHANG II 

Begriffe, Definitionen und Symbole 
2 Geräteteile 

2.1 Gerät mit diditem Verbrennungskreislauf 

Ein Gerät, bei welchem der Verbrennungskreis- 
lauf (Lufteinlaß, Verbrennungskammer, Wärmeaus- 
tauscher, Auslaß der Abgase) gegenüber dem Auf- 
stellungsraum dicht ist. 

Das Gerät ist: 

— entweder ein Gerät zum Anschluß an eine Luft- 
Abgasführung. In diesem Falle ist es mit einer 
Windschutzeinrichtung, die an der Außenwand 
angebracht ist, durch zwei Kanäle verbunden, 
die der Verbrennungsluftzufuhr bzw. der Abgas- 
abführung dienen; 

— oder ein geschlossenes Gerät mit Luftführung. 
In diesem Falle wird es an einen gemeinsamen 
Luft- Abgas-Schornstein angeschlossen. 

2.2 Zusatzeinrichtungen 

Sämtliche Zusatzeinrichtungen eines Gerätes wie 
z. B. Hähne, Zündsicherung und Zündeinrichtung, 
Druck- bzw. Mengenregler, Temperaturregler usw. 
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2.3 Mechanisch dichte Verbindung 

(oder mechanische Dichtmittel) 

Einrichtung, mit der die Dichtheit beim Zusam- 
menbau mehrerer, im allgemeinen metallischer Teile 
sichergestellt wird. Es gibt unter anderem konische 
Verbindungen, Rundring- und Flächendichtungen. 

2.4 Abgasstutzen 

Teil des Gerätes, an dem die Abgasführung ange- 
schlossen wird. 

2.5 Strömungssicherung 

Einrichtung, die an den abgasführenden Teilen 
eines Gerätes angebracht ist, um den Einfluß des 
Zuges zu mindern und den Einfluß des Rückstromes 
auf die Brennerfunktion und die Verbrennungen zu 
verhindern. 

2.6 Brenner 

Bauteil, das die Bildung das Gas-Luft-Gemisches 
ermöglicht und die Verbrennung des Gases gewähr- 
leistet. 

Man unterscheidet: 

— Vormischbrenner, 

in dem die zur Verbrennung notwendige Luft, 
Erstluft genannt, ganz oder zum Teil durch den 
Gasstrom mitgerissen und mit dem Gas vor dem 
Austritt aus dem Brenner gemischt wird. Die am 
Austritt aufgenommene Ergänzungsluft wird 
Zweitluft genannt. 

— Leuchtflammenbrenner (Defusionsbrenner), 

in dem die gesamte zur Verbrennung erforder- 
liche Luft nach dem Austritt aus dem Brenner 
aufgenommen wird. 

2.7 Zünd- bzw. Wachflammenbrenner 

Ein kleiner Brenner, der den Hauptbrenner mittels 
einer Flamme anzündet. 

2.8 Vordrossel 

Eine mit einer kalibrierten Öffnung versehene 
Einrichtung, die auf dem Strömungsweg des Gases 
zwischen dem Geräteanschluß und dem Brenner so 
eingebaut ist, daß der Druck vermindert und dadurch 
der Gasdruck am Brenner auf einen vorher bestimm- 
ten Wert gebracht wird. 

2.9 Voreinstellglied zum Einstellen des Gasdurch- 
flusses 

Eine Einrichtung, die es gestattet, einen vorgege- 
benen Gasdurchfluß an einem Brenner entsprechend 
den Versorgungsbedingungen einzustellen. 


Das Betätigen des Voreinstellgliedes wird Vorein- 
stellen der Gaszufuhr genannt. 

2.10 Voreinstellglied zum Einstellen des Wasser- 
durchflusses 

Eine Einrichtung, die es gestattet, einen vorgege- 
benen Wasserdurchfluß entsprechend den Versor- 
gungsbedingungen einzustellen. 

2.11 Wasserzapfventil 

Eine Einrichtung, mit der der Wasserfluß im Gerät 
reguliert wird. 

2. 1 2 Bedienungsgriff 

Griff zur Betätigung von Hand zum teilweisen 
oder völligen öffnen bzw. Schließen eines Einstell- 
gliedes. 

2.13 Gasdruck- bzw. Mengenregler 

Eine Einrichtung, die bei veränderlichem Ein- 
gangsdruck den Ausgangsdruck bzw. den Gasdurch- 
fluß im wesentlichen konstant hält. 


2.14 Temperaturwähler 

Eine Einrichtung, die die Wahl der gewünschten 
Warmwasser- Auslauftemperatur ermöglicht. 

2.15 Zündeinrichtung 

Eine Einrichtung, mit der ein oder mehrere Bren- 
ner gezündet werden können. Sie kann z. B. 

— entweder elektrisch (Widerstands-, Funkenzün- 
dung usw.) 

— oder thermisch (Zündflamme) sein. 

2.16 Injektor düse 

Ein Bauteil für die Gaszufuhr zu einem Vormisch- 
brenner. 

2.17 Zündsicherung 

Eine Einrichtung mit einem empfindlichen Ele- 
ment, das die Gaszufuhr zum Brenner in Abhängig- 
keit von der durch dieses empfindliche Element ge- 
schützten Flamme ermöglicht oder verhindert. 


3 Gase 

3.1 Klasseneinteilung der Gase 

Die zu verwendenden Gase werden nach dem 
Wobbeindex W in drei Familien eingeteilt, wie aus 
untenstehender Tabelle hervorgeht: 
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Tabelle 6 


Familie 

Beschreibung 

Wobbeindex 
in MJ/m® 

Brenn- 
wert Ho 

Heizwert 

Hu 

Erste 

Stadtgas 

und 

Ferngas 

1 

23,8—31,4 

21,5—28,7 

Zweite 

— Gruppe H 

— Gruppe L 

Erdgas 

48,1—57,9 

41,3—47,3 

43,4—52,4 

37,1—42,7 

Dritte 

Flüssiggas 

77,4—92,4 

72,0—85,3 


3.2 Normprüfgas 

Das Gas jeder Familie oder Gruppe, das dem meist 
verwendeten Gas entspricht, und für welches das 
Gerät entwickelt wurde. 

3.3 Grenzgas 

Das Gas, das den äußersten Merkmalen des zur 
Verteilung kommenden Gases entspricht. 

3.4 Prüfgase 

Die bei den in dieser Richtlinie genannten Prüfun- 
gen verwendeten Normprüf- und Grenzgase. 

3.5 Heizwert Hu 

Der Heizwert ist die Wärmemenge, die bei Ver- 
brennung eines bestimmten Gasvolumens oder einer 
bestimmten Gasmasse unter konstantem Druck er- 
zeugt wird. Dabei werden die Abgase auf 0° C ge- 
bracht, jedoch wird angenommen, daß das Verbren- 
nungswasser im dampfförmigen Zustand vorliegt 
und die zur Verbrennung erforderliche Luft bei 0° C 
trocken ist. Das Gas wird trocken bei 0^ C und bei 
einem Druck von 1,103 bar gemessen. 

Der Heizwert wird in Megajoule (Kilokalorien) 
angegeben, bezogen auf 1 m^ trockenes Gas bei 
0° C und einem Druck von 1,013 mbar oder bezogen 
auf 1 kg trockenes Gas. 

3.6 Brennwert Ho 

Der Brennwert ist die Wärmemenge, die bei Ver- 
brennung eines bestimmten Gasvolumens oder einer 
bestimmten Gasmasse unter konstantem Druck frei 
wird, während das Verbrennungswasser konden- 
siert. Die Bezugsbedingungen sind die gleichen wie 
für den Heizwert Hu. 

Der Brennwert wird in Megajoule (Kilokalorien) 
angegeben, bezogen auf 1 m^ trockenes Gas bei 0° C 


und einem Druck von 1,013 mbar oder bezogen auf 
1 kg trockenes Gas. 

3.7 Dichte — d 

Verhältnis der Raumgewichte von Gas und Luft. 
Dabei wird das Raumgewicht als trocken bei der 
Temperatur von 0° C und dem Druck von 1,013 mbar 
angenommen. 

3.8 Wobbeindex 

Wobbeindex ist das Verhältnis zwischen dem 
Heizwert oder Brennwert des Gases und der Qua- 
dratwurzel der Dichte des gleichen Gases. 


4 Verbrennung 

4.1 Belüftete Flamme, blaue Flamme 

Flamme, die sich bei der Verbrennung eines vor- 
her mit Luft gemischten Gases bildet. 

4.2 Abheben der Flammen 

Erscheinung, die durch teilweises oder vollständi- 
ges Abheben der Flammen von der Brenneröffnung 
gekennzeichnet ist. 

4.3 Stabilität der Flammen 

Eigenschaft der Flammen, fest an den Austritts- 
öffnungen der Brenner zu haften, so daß ein Ab- 
heben oder Rückschlägen nicht zu befürchten ist. 

4.4 Rückschlägen der Flamme 

Erscheinung, bei der die Flamme ins Innere des 
Brenners schlägt. 

4.5 Leucbtflamme, Diffusionsflamme 

Flamme, die sich bei Verbrennung eines Gases 
bildet, das erst im Augenblick der Verbrennung mit 
der Luft in Berührung kommt. 

4.6 Auftreten von gelben Spitzen 

Erscheinung bei vorbelüfteten Flammen, die durch 
das Austreten einer gelben Färbung an der Spitze 
des blauen Kegels gekennzeinet ist. 


5 Prüfung 

5.1 Normprüfbedingungen des Gases 

Die atmosphärischen Prüfbedingungen für Gas 
sind trockenes Gas bei einem Druck von 1,013 mbar 
und einer Temperatur von 15° C oder 0° C. 
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5.2 Prüf- Anschluß druck des Gases 

Der relative statische Druck, am Anschluß des 
Gerätes gemessen. 

5.3 Durchflußmengen des Gases 

Die Bestimmung der Durdiflußmengen erfolgt nach 
Eintreten des Beharrungszustandes, wenn alle Teile 
des Gerätes ihre Beharrungstemperatur angenom- 
men haben. 

5.3.1 Durchflußmengen des Gases nach Volumen 

Volumen des vom Gerät in der Zeiteinheit ver- 
brauchten Gases in m^, wobei das Volumen auf 
Normprüfbedingungen umgeredinet wird. 

5.3.2 Durchflußmengen des Gases nadi Masse 

Masse des in der Zeiteinheit unter den Normprüf- 
bedingungen verbrauchten Gases in kg. 

5.4 Nenn- Wasserdurchfluß 

Erreichter Durchfluß bei Nenn- Wärmeleistung des 
Gerätes bei einem Temperaturanstieg von 25° C. 

5.5 Wärmebelastung 

Produkt aus dem Durchfluß nach Volumen oder 
Masse und dem Brenn- bzw. Heizwert des Gases, 
bezogen auf dieselben Normprüfbedingungen. 

5.5.1 Nenn-Wärmebelastung 

Wert der Wärmebelastung errechnet aus der 
Nenn-Wärmeleistung unter Annahme eines Nenn- 
Wirkungsgrades von 0,84 (bezogen auf und von 
0,75 (bezogen auf Ho). 

5.6 Wärmeleistung 

Die in der Zeiteinheit in dem entnommenen Was- 
ser enthaltene Wärmemenge. 

5.6.1 Nenn-Wärmeleistung 

Die vom Hersteller genannte und auf dem Gerät 
angegebene Wärmeleistung. 

5.7 Wirkungsgrad 

Der Quotient aus der Wärmeleistung und der 
Wärmebelastung, wobei beide in derselben Einheit 
ausgedrückt werden. 

5.8 Dichtheit 

Das Fehlen von Gas- oder Wasserlecks. 


ANHANG III 

Klasseneinteilung der Geräte 

3.1 Einteilung in Kategorien, nach Gasfamilie oder 
-familien, die für das Gerät verwendet werden kön- 
nen. 

Geräte der Katergorie I sind Geräte, die für Gase 
einer einzigen Familie oder ggf. auch für Gase einer 
einzigen Gruppe einer Familie bei bestimmtem Gas- 
anschlußdruck entwickelt wurden. 

Geräte der Katergorie 11 sind Geräte, die für Gase 
von zwei Familien bei bestimmtem Gasanschluß- 
druck entwickelt wurden. 

Geräte der Kategorie 111 sind Geräte, die für Gase 
aller drei Familien bei bestimmtem Gasanschluß- 
druck entwickelt wurden. 


Unterteilung der Geräte der Kategorie 1 


Die Geräte 
teilt: 

der Kategorie I werden wie folgt unter- 

Kategorie 

Geräte für 

l2 : 

alle Gase der zweiten Familie 

I2HL : 

alle Gase der zweiten Familie 

l2E : 

ausschließlich Gase der zweiten Familie 
der Gruppe H 

I2L 

ausschließlich Gase der zweiten Familie 
der Gruppe L 

l3 : 

alle Gase der dritten Familie 

Unterteilung der Geräte der Kategorie 11 

Die Geräte der Kategorie II werden wie folgt unter- 
teilt: 

Kategorie 

Geräte für 

IIl2 : 

alle Gase der ersten und zweiten Familie 

II12HL : 

alle Gase der ersten und zweiten Familie 

II12H : 

alle Gase der ersten Familie und Gase 
der zweiten Familie der Gruppe H 

IIl2L 

alle Gase der ersten Familie und Gase 
der zweiten Familie der Gruppe L 

Il23 : 

alle Gase der zweiten und dritten Familie 

II2HL3 : 

alle Gase der zweiten und dritten Familie 

II2H3 : 

alle Gase der dritten Familie und Gase 
der zweiten Familie der Gruppe H 

II2L3 : 

alle Gase der dritten Familie und Gase 
der zweiten Familie der Gruppe L 


3.2 Einteilung der Geräte in Typen nach Art der 
Ab gas abf ührung 

Typ A : Geräte, die weder an einen Schornstein 
noch an eine Luft- Abgasführung ange- 
schlossen werden; 
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Typ B : Geräte zum Anschluß an einen Schorn- 
stein; 

Typ Ci : Geräte zum Anschluß an einen Luft- Abgas- 
Schornstein mit direkter Verbindung zur 
äußeren Atmosphäre, Durch einen Luft- 
schacht wird die Verbrennungsluft von 
außen zugeführt, und die Abgase werden 
durch ein getrenntes Abgasrohr oder einen 
getrennten Abgaskanal, in dem sich, falls 
erforderlich, ein Abzugsgebläse befindet, 
abgeleitet; 

Typ C 2 : geschlossene Geräte mit Luftführung, die 
mittelbar durch einen gemeinsamen Luft- 
Abgas-Schornstein für die Zufuhr von 
Verbrennungsluft und die Abführung der 
Abgase mit der äußeren Atmosphäre in 
Verbindung stehen. 


3.3 Einteilung nadi der Nenn- Wärmeleistung 

Die Geräte werden nach ihrer Nenn-Wärmelei- 
stung unterteilt: 

(i) Wasserheizer: Nenn-Wärmeleistung 

unter 10 kW. 

(ii) Badeöfen: Nenn-Wärmeleistung 

zwischen 10 kW und 
30 kW. 


ANHANG IV 

Prüfgase und ihre Verwendung bei der Geräteprü 
fung 


4.1 Merkmale und Bezeichnung der Prüfgase 


Die Merkmale der Prüfgase und ihre Bezeich- 
nung sind in Tabelle 7 enthalten. 

Die Zusammensetzung der Prüfgase muß den 
Angaben in der Tabelle 7 möglichst nahekommen. 
Der Wobbeindex darf nicht mehr als ± 2 % von 
dem in der Tabelle angegebenen Wert abweichen; 
diese Toleranz enthält den Fehler der Meßgeräte. 

Die für die Herstellung der Gemische verwende- 
ten Gase müssen mindestens die folgenden Rein- 
heitsgrade besitzen, es sei denn, die Zusammenset- 
zung des endgültigen Gemisches entspricht dem in 
Tabelle 8 genannten Gemisch: 


Stickstoff 

Wasserstoff 

Methan 

Propen 

Propan 

Butan 


N 2 99 Vol. o/o 
H2 99Vo1.//o 
CH 4 95 Vol. o/o 
C 3 H 6 90 Vol. 0/0 
QHs 95 Vol. 0/0 
C 4 H 10 95 Vol. 0/0 


mit einem 
Gesamtgehalt 
J. an H 2 , CO 
und O 2 von 
weniger als 

1 Vol. 0/0 
sowie an N 2 
und CO 2 

von weniger als 

2 Vol. 0 / 0 . 


(iii) Warmwasserspender: Nenn-Wärmeleistung 

über 30 kW. 


3.4 Einteilung nach dem Wasserdruck 

Die Geräte werden nach dem Wasserdruck im 
Gerät wie folgt unterteilt: 

Geräte mit freiem Auslauf: Das Wasserzapfventil 
ist vor dem Gerät angebracht. Es ermöglicht den 
freien Auslauf des Wassers. 

Geräte für Niederdruck: Das Wasserzapfventil ist 
hinter dem Gerät angebracht. Der Anschlußdruck 
darf 2,5 bar nicht überschreiten. 

Geräte für normalen Drück: Das Wasserzapfventil 
ist hinter dem Gerät angebracht, das zum Anschluß 
an ein Wasserleitungsnetz mit einem Verteilungs- 
druck von höchstens 10 bar bestimmt ist. 

Geräte für hohen Druck: Das Wasserzapfventil ist 
hinter dem Gerät angebracht, das zum Anschluß 
an ein Wasserleitungsnetz mit einem Verteilungs- 
druck von höchstens 13 bar bestimmt ist. 


Bei den Normprüfgasen G 20 und G 25 der zwei- 
ten Familie kann Erdgas der Gruppe H oder der 
Gruppe L mit geeignetem Zusatz von Propan oder 
Stickstoff an Stelle des Normprüfgases für die Prü- 
fungen verwendet werden, auch wenn die Zusam- 
mensetzung des Erdgases nicht den Anforderungen 
entspricht, und zwar unter der Voraussetzung, daß 
der Wobbeindex des endgültigen Gemisches inner- 
halb von ± 2 ®/o des in der Tabelle für das entspre- 
chende Normprüfgas genannten Wertes liegt. 

Bei den Grenzgasen G21, G 22 und G 23 kann 
Erdgas der Gruppe H an Stelle von Methan als Prüf- 
gas verwendet werden. Bei den Grenzgasen G 26 
und G 27 kann Erdgas der Gruppe H oder der 
Gruppe L an Stelle von Methan verwendet werden. 

Bei den Grenzgasen G21, G 23, G 26 und G 27 
können die in Tabelle 5 genannten Bestandteile ver- 
ändert werden, vorausgesetzt, daß der Wobbeindex 
des endgültigen Gemisches innerhalb ± 2 ®/o des 
in der Tabelle für das entsprechende Grenzgas ge- 
nannten liegt. 

Bei dem Grenzgas G 22 können die Bestandteile 
ebenfalls verändert werden, vorausgesetzt, daß der 
Wobbeindex innerhalb von ± 2 Vo 'des angegebenen 
Wertes liegt und das endgültige Gemisch 35 ®/o Was- 
serstoff enthält. 
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Tabelle 7 


Merkmale der Prüfgase 


Gas- 

familie 


Be- 

zeich- 

nung 

Zusammen- 

setzung 

nach 

Volumen 

Wobbe- 
index 
(bezogen 
auf Hu) 
MJ/m® 
(kcal/m^) 

Heizwert 

MJ/m^ 

(kcal/m®) 

Hu 

Wobbe- 
index 
(bezogen 
auf Ho) 
MJ/m® 
(kcal/m®) 

Brenn- 

wert 

MJ/m® 

(kcal/m®) 

Ho 

Dicht- 

ver- 

hältnis 

dy 


c 

CD 

a 

Normprüfgas 

G 110 

50 »/o H 2 

26 ®/o CH 4 
24 »/o N2 

22,9 

14,7 

26,1 

16,7 

0,411 

1. Familie 

u 

O 

Grenzgas für Rück- 
schlägen der Flammen 

G 112 

59 »/o H 2 
I 7 V 0 CH 4 
24 o/o N 2 

20,5 

12,4 

23,6 

14,3 

0,367 


CQ 

Q) 

CX 

a 

»H 

n 

Normprüfgas 

G 120 

47 o/o H 2 

32 ®/o CH 4 
21 »/ 0 N 2 

26,8 

17,2 

29,3 

18,8 

0,412 



Normprüfgas 

G 20 

CH4 

48,2 

35,9 

53,6 

39,9 

0,554 


X 

<D 

fX 

Grenzgas für unvoll- 
ständige Verbrennung 
u. Auftreter gelber 
Spitzen 

G 21 

87 ®/o CH 4 
13 Vo C 3 H 8 

52,4 

43,4 

57,9 

47,9 

0,685 


X 

O 

Grenzgas für Rück- 
schlägen der Flammen 

G 22 

65 Vo CH 4 
35 Vo H 2 

43,7 

27,1 

49,0 

30,4 

0,384 

'ä 

fd 


Grenzgas für Abheben j 
der Flammen 

G 23 

92,5»/oCH4 
7,5 Vo N 2 

43,4 

33,2 

48,2 

36,9 

0,585 

Uh 

CN 


Normprüfgas u. Grenz- 
gas. f. Rückschlägen 
der Flammen 

G 25 

86 Vo CH 4 

14®/oN2 

39,4 

30,9 

43,9 

34,3 

0,612 


Gruppe L 

Grenzgas f. unvollstän- 
dige Verbrennung u. 
Auftreter gelber 

Spitzen 

G 26 

80 */o CH 4 

7 Vo C 3 Hs 
13 «/o N 2 

42,7 

35,2 

47,4 

39,1 

0,678 



Grenzgas für Abheben 
der Flammen 

G 27 

82 »/o CH 4 
18 »/o H 2 

37,1 

29,4 

41,3 

32,7 

0,628 


’g 

Normprüfgas und 
Grenzgas f. unvoll- 
ständige Verbrennung 
u. Auftreten gelber 
Spitzen 

G 30 

C 3 H 10 

85,3 

122,8 

92,3 

133,1 

2,077 


(d 

IX 

c 6 

Grenzgas f. Rück- 
schlägen der Flammen 

G 32 

C 3 H 6 

72,0 

87,8 

77,0 

93,8 

1,481 



Grenzgas f. Abheben 
der Flammen 

G 31 

1 

CsHs 

74,9 

93,6 

81,5 

101,8 

1,562 
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4.2 Verwendung der Prüfgase 

Die in den Abschnitten: 

— Erzielen des Nenn-Durdiflusses 

— Widerstandsfähigkeit des Brenners gegen über- 
hitzen 

— Zünden-Durchzünden und Stabilität der Flammen 

— Zündeinrichtung 

— Gasdruck- bzw. Mengenregler 

— Verbrennung 

— Eignung für Gase, die von den Normprüfgasen 
verschieden sind; diese genannten Prüfungen 
sind mit den in Anhang IV, 4.1 aufgeführten 
Gasen vorzunehmen. 

Bei den in den anderen Abschnitten genannten 
Prüfungen kann zu ihrer leichteren Durchführung 
das Normprüfgas durch ein zur Verteilung kommen- 
des Gas ersetzt werden, und zwar unter der Vor- 
aussetzung, daß die folgenden Anforderungen gleich- 
zeitig erfüllt werden: 


(i) der Brenner wird so eingestellt, daß man die 
gleiche Wärmebelastung erhält wie mit dem 
Normprüfgas; ein Düsenwechsel ist ggf. zu- 
lässig; 

(ii) der Anteil der Erstluftzufuhr muß in etwa dem- 
jenigen entsprechen, den man mit dem betref- 
fenden Normprüfgas durch Anpassen des An- 
schlußdruckes erhält. 

4.3 Wahl der Prüfgase 

Wenn ein Gerät für Gase mehrerer Gruppen oder 
Familien verwendbar ist, müssen die in Tabelle 6 
genannten Normprüfgase und Grenzgase der Kate- 
gorie verwendet werden, für die das Gerät geprüft 
werden soll. Vor der Prüfung ist der Brenner mit 
dem Normprüfgas auf seinen Nenn-Durchfluß einzu- 
stellen. Für die Prüfung wird die Injektordüse auf 
das Normprüfgas der Gruppe eingestellt, zu der das 
bei der Prüfung verwendete Grenzgas gehört. Bei 
den Kategorien I 2 , II 12 und III 23 ist die Prüfung mit 
dem Gas G 27 nur mit der Düse vorzunehmen, die 
den Gasen G 20 und G 25 entspricht. 


Tabelle 8 


Prüfgase je nach Kategorie 


Test 

I2 I2HL I2H I2L I3 II12 II12HL II12H II12L II23 II 2 HL 3 II 2 H 3 II 2 L 3 IH 

Normprüf- 

gas 

G20 G20 G20 G 25 G 30 G 110 G 110 G 110 G 110 G 20 G 20 G 20 G25G110 
G25 G 20G120G 20 G 25 G 30 G 25 G 30 G 30 G 120 

G 20 G30 G 20 

G 25 G 25 

G 30 

Grenzgas 
für unvoll- 
ständige 
Ver- 
brennung 

G 21 G 21 G 21 G 26 G 30 G 21 G 21 G 21 G 26 G 21 G 21 G 21 G 26 G 21 

G 26 G 26 G 26 G 26 

Grenzgas 
für Rück- 
schlägen 
der Flam- 
men 

G22 G22 G22 G 25 G 32 G 112 G 112 G 112 G 112 G 22 G 22 G 22 G 32 G 112 

Grenzgas 
für Ab- 
heben der 
Flammen 

G27 G27 G23 G 27 G 31 G 27 G 27 G 23 G 27 G 27 G 27 G 25 G 27 G 23 

G 27 

Grenzgas 
für Auf 
treten 
gelber 
Spitzen 

G 21 G 21 G 21 G 26 G 30 G 21 G 21 G 21 G 26 G 30 G 30 G 30 G 30 G 30 
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4.4 Prüfdrücke 

Die Prüfdrücke, d. h. Anschlußdrücke, sind in Ta- 
belle 9 enthalten. Diese Prüfdrücke und die dazu- 
gehörigen Düsen sind je nach den genannten Be- 
dingungen des Landes, in dem das Gerät aufgestellt 
werden soll, anzuwenden. 


Tabelle 9 

Prüfdrücke 


Gasfamilie 

Normal- 
druck 
in mbar 

Mindest- 
druck 
in mbar 

Höchst- 
druck 
in mbar 

1. Familie 

8 

6 

15 


8 

7,5 

15 

2. Familie 

18 

15 

23 

Gruppe H 

20 

18 

25 

2. Familie 

25 

20 

30 

Gruppe L 

20 

18 

1 

3. Familie 

28 

20 

35 



25 

35 


37 

25 

45 


50 

42,5 

57,5 


67 

50 

80 


112 

60 

140 


148 

100 

180 


Anhang A 

EWG-Zulassung 

1. Verfahren 

Der Antragsteller muß folgende Unterlagen bei- 

bringen; 

a) Zeichnungen und schematische Darstellungen in 
ausreichend großem Maßstab, mindestens 1 : 2,5, 
aus denen die Bauweise des Gerätes sowie alle 
zu seiner Funktion wesentlichen Teile zu ersehen 
sind. Die Zeichnungen müssen für die Erforder- 
nisse der Prüfung vermaßt sein. Sie sollen mög- 
lichst als Lichtpausen ausgeführt sein. 

b) Eine Fotografie des Gerätes im Format 13 X 18 
cm. 

c) Hinweise und Bedienungsanleitungen (die für die 
Seriengeräte bestimmt sind). 


d) Vollständige Beschreibung des Gerätes und sei- 
ner wichtigsten Organe mit folgenden Angaben; 

1. Bauweise und Kategorie des Gerätes; 

2. Art der verwendbaren Gase; 

3. Art der Befestigung und Anordnung des Lei- 
stungsschildes sowie der darauf befindlichen 
Angaben; 

4. Wärmebehandlung der verwendeten Werk- 
stoffe; 

5. Auswechselbarkeit der wichtigsten Geräte- 
teile wie: Hähne, Regelorgane, Sicherheits- 
einrichtungen, Typ der verwendeten Düse je 
nach Art der verwendeten Gase. 

e) Außenabmessungen und Gewicht des Gerätes. 

2. £WG-Zulassungsprüfung 

Bei der EWG-Zulassung hat der Mitgliedstaat 

— alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um 
sich zu vergewissern, daß die vorgeführten Ge- 
räte tatsächlich den Anforderungen von Artikel 7 
dieser Richtlinie entsprechen; 

— zu überprüfen, ob die übermittelten Unterlagen 
den Vorschriften entsprechen; 

— an den vorgeführten Geräten die in Anhang I 
Absatz 4 vorgesehenen Prüfungen durchzuführen 
und zu kontrollieren, ob die Geräte die vorge- 
schriebenen Merkmale erfüllen; 

— zu überprüfen, daß alle auf dem Leistungsschild 
des Gerätes (Anhang C) obligatorisch anzubrin- 
genden Angaben vorhanden und lesbar sind; 

— die Zulassungsbescheinigung auszustellen, wenn 
das Gerät den Vorschriften dieser Richtlinie ent- 
spricht, sowie das entsprechende Prüfprotokoll. 


Anhang B 

EWG-Prüfung 

1 . Für die EWG-Prüfung 

hat der Hersteller oder sein Beauftragter der Be- 
hörde folgende Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen: 

— die EWG-Zulassungsbescheinigung; 

— die Niederschriften der während der Ferti- 
gung durchgeführten Inspektionen; 

— alle sonstigen Unterlagen, durch die nach ge- 
wiesen wird, daß alle Maßnahmen getroffen 
worden sind, damit die hergestellten Geräte 
mit der Bauart übereinstimmen, die die EWG- 
Zulassung erhalten hat. 
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2. Bei der EWG-Prüfung 

hat die Prüfbehörde: 

— festzustellen, daß die Zulassungsbescheini- 
gung ausgestellt worden ist; 

— festzustellen, ob der Hersteller ein ausreichen- 
des System für die Fertigungsprüfung einge- 
richtet hat; 

— aus der Fabrikationskette bzw. möglichst am 
Ausgang derselben ein oder mehrere Geräte 
zu entnehmen, um diese den für erforderlich 
gehaltenen Prüfungen und Kontrollen zu 
unterziehen. 

Besondere Aufmerksamkeit ist den Prüfungen be- 
züglich der Sicherheit zu widmen, da bei der Serien- 
fertigung bestimmte für die Prüfung wichtige Sicher- 
heitsparameter beeinflußt werden können. 




Anhang C 


Leistungsschild und Bedienungsanweisungen 


1 . Sprache 

Alle Angaben und Anweisungen in diesem An- 
hang, die mit dem Gerät mitzuliefern sind, sind in 
der Sprache des Landes abzufassen, in dem das Ge- 
rät in Betrieb genommen werden soll, oder in einer 
der von diesem Land akzeptierten Sprachen der Ge- 
meinschaft. 


2. Leistungsschild i 

Ein unabnehmbares Leistungsschild, das aus zwei 
Teilen besteht ( siehe nachstehendes Beispiel), ist an 
jedem Gerät an einer Stelle anzubringen, die an dem 
installierten Gerät sichtbar ist, bzw. in einer solchen ' 
Stellung, daß es bei Abnahme der Schutzjiaube sicht- | 
bar ist. ^ 

Auf dem ersten Teil des Schildes sind die Angaben 
über den freien Warenverkehr aufzunehmen, d. h. 

— Bezeichnung des Gerätes; 

— das Konformitätszeichen „e" entsprechend den 
Angaben von Anhang 1 der Richtlinie; 

— die Gerätekategorie; | 

— die nutzbare Nennleistung des Gerätes in kW. 

Auf dem zweiten Teil des Schildes sind folgende 
Angaben aufzunehmen: ' 

— Name des Herstellers oder der für das Inverkehr- 
bringen verantwortlichen Person; 

— Herstellungsnummer; 

— Geräte typ ; 


— maximaler Wasserdruck in bar, bei dem das Ge- 
rät verwendet werden kann; 

— vorgesehener Gasdruck in mbar, wenn Gase der 
dritten Familie verwendet werden; 

— Art und Druck des Gases, für die das Gerät vom 
Hersteller nach einem der in Anhang 3.4. ange- 
gebenen Drücke eingestellt ist (Beispiel: Gas G 25 
bei 25 mbar). 

In den Mitgliedstaaten, in denen bei der dritten 
Familie von Gasen mehrere Drücke paarweise 
verwendet werden können, ist derjenige Druck 
anzugeben, auf den das Gerät eingestellt worden 
ist. 

— Abmessungen der wasser- und gasseitigen An- 
schlüsse; 

— Durchmesser des Rohres der Abzugshaube bei 
Geräten der Kategorie B. 


a = 70 mm 


< — — 



chauffe-eau 

water heater 

Wasserheizer 

scaldacqua 

warmwater- 

vandvarmer 


toestel 

(1) 

D74 

(2) 

II 

12 HL (3) 

1 

8,7 kW (4) 




NOM — MARQUE 


N° 8355 SE (6) 


B (7) 


( 5 ) 

13 bars (8) 


G 25 20 mbar (10) 


83 mm 


( 11 ) 


V2l5mm (12) | V2l5mm 


(13) 


30mbar (9) 


1. Bezeichnung des Gerätes in sechs Sprachen 

2. Konformitätszeichen 

3. Gerätekategorie 

4. Nutzbare Nennleistung des Gerätes in kW 

5. Name des Herstellers oder Fabrikzeichen 

6. Herstellungsnummer 

7. Gerätetyp 

8. Maximaler Wasserdruck in bar, bei dem das 
Gerät verwendet werden kann. 

9. Gasdruck in mbar bei Gasen der dritten Familie 

10. Art und Druck des Gases, für die das Gerät vom 
Hersteller eingestellt ist 

11. Durchmesser des Rohres der Abzugshaube bei 
Geräten der Kategorie B 

12. Abmessungen der Wasseranschlüsse 

13. Abmessungen der Gasanschlüsse 
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3. Bedienungsanweisungen 

Mit jedem Gerät sind Bedienungsanweisungen mit- 
zuliefern, die auf dauerhaftem Papier zu drucken 
sind und folgende Angaben aufweisen müssen. 

— Titel: „Bedienungsanweisungen"; 

— Angabe der Bedienungsweise; 

— Angabe, daß das Gerät von einem Fachmann zu 
installieren ist und daß die Umstellung des Ge- 
rätes auf andere Gase durch einen qualifizierten 
Installateur oder einen Organismus vorzuneh- 
men ist; 

— Erklärung der normalen Handgriffe für die Be- 
dienung und des Verfahrens für die Reinigung 
des Gerätes durch den Benutzer; 

— die Angabe, daß im Interesse des Benutzers 
empfohlen wird, das Gerät regelmäßig überprü- 
fen und einstellen zu lassen; 

— Hinweis auf die Reinigungsmittel, die vom Her- 
steller zur Reinigung des Gerätes empfohlen 
werden; 

— ■ Angabe der zu treffenden Vorsichtsmaßnahmen 
gegen Frost; 

— Angabe der empfohlenen Maßnahmen gegen un- 
sachgemäße Verwendung des Gerätes; 

— Hinweis auf die Verbrennungsprodukte bei Ge- 
räten ohne Schornsteinabzug unter normalen 
Verwendungsbedingungen, insbesondere darauf, 
daß das Gerät nur kurzzeitig in Betrieb sein 
darf. 

4. Technische Anleitungen für die Installation und 
für die Umstellung 

Mit jedem Gerät sind Anweisungen mitzuliefern, 
die Auskünfte über die richtige Installation, die Ein- 
stellung, die Leistung und die Instandhaltung des 
Gerätes enthalten. Diese Anweisungen müssen den 
Installateur auf die unter Punkt I Absatz 5.3 dieser 
Richtlinie vorgesehenen Bedingungen über den 
Wärmeschutz der Wandungen aufmerksam machen. 

Ferner sind folgende Informationen zu liefern: 

— Mindestabmessung der Leitung, an die Geräte 
vom Typ C2 angeschlossen werden können; 

— Allgemeine Beschreibung des Gerätes mit bild- 
lichen Darstellungen der Hauptteile und gegebe- 
nenfalls mit Hinweisen auf die Zerlegung und 
den Wiederzusammenbau; 

— bildliche Darstellung der abnehmbaren Teile, mit 
Anweisungen für den fehlerlosen Wiederzusam- 
menbau: 

— Anweisung für die Regelung der Gaszufuhr, falls 
erforderlich; 

— Tabelle der verschiedenen Gasarten mit ihren 
Heizwerten sowie mit der Gasmenge in dm^/min 
oder m^/min; 

— Technische Hinweise betreffend die Aufschriften 
auf dem Leistungsschild; 

— Mindestwasserdruck, bei dem das Gerät verwen- 
det werden kann; 


— Hinweise für die Umstellung des Gerätes auf 
andere Gasarten, sowie Einzelheiten über die 
Auswechslung und Nachstellung der Kontroll- 
und Reglerorgane. Diese Anweisungen sind dem 
Benutzer auszuhändigen und von diesem aufzu- 
bewahren. 


Anhang D 

1 . Regeln für die Gleichwertigkeit der Geräte 

Die als Beispiel zu diesem Anhang gegebene Ta- 
belle Nr. 10 ist unter Berücksichtigung folgender 
Gleichwertigkeiten anzu wenden: 

1 . 1 . 

Geräte einer Kategorie können wie Geräte mit 
einem kleinen Wobbezahlbereich vertrieben wer- 
den, vorausgesetzt, daß die Bedingungen von Ab- 
satz 3.8 Tabelle 3 erfüllt sind, daß das Gerät den 
Betriebsbedingungen des Landes angepaßt ist, in 
dem es vertrieben werden soll, und daß die Angaben 
auf dem Leistungsschild dieser Einstellung entspre- 
chen. 

Diese Gleichwertigkeit der Geräte wird grund- 
sätzlich anerkannt, ohne daß neue Versuche erfor- 
derlich sind. 

Zusätzliche Versuche können jedoch mit den Gas- 
drücken und den Gasen des Landes durchgeführt 
werden, in dem das Gerät vertrieben werden soll, 

— wenn der Betriebsdruck in dem Land, in dem das 
Gerät geprüft worden ist, von dem des Landes, 
in dem es vertrieben werden soll, abweicht; 

— wenn das Gerät auch mit plombierten Regelorga- 
nen unter den Bedingungen der Ursprungskate- 
gorie mit anderen Gasen als denen des Bestim- 
mungslandes geprüft wird. 

In allen diesen Fällen sind zusätzliche Prüfungen 
in der nachstehend angegebenen Höchstzahl durch- 
zuführen, wie sie in den Absätzen 4.2 — 5.4 — 5.5 
— ■ 5.6 — 5.7 und 5.9 dieser Richtlinie definiert sind. 

— • Erreichen des Nenndurchflusses 

— , Zündung — Zündübergriff — Stabilität der 
Flammen 

— Wirkung der Sicherheitseinrichtung beim Zün- 
den und Verlöschen 

— Zündvorrichtung 

— Gasdruckregler 

— Verbrennung 

Beispiele: 

— ein Gerät der Kategorie I 2 für G 20 bei 18 mbar 
und G 25 bei 25 mbar kann wie ein Gerät der 
Kategorie I 2 H für G 20 bei 18 mbar und Ul für 
G 25 bei 25 mbar ohne Zusatzversuch vertrieben 
werden; 
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— ein Gerät der Kategorie Del für G 20 und G 25 bei 
20 mbar kann wie ein Gerät der Kategorien l 2 H 
für G 20 bei 18 mbar oder I 22 für G 25 und 25 mbar 
vertrieben werden, wenn es die entsprechenden 
Zusatzprüfungen nach Absatz 4.2 — 5.4 — 5.5 — 
5.6 — 5.7 und 5.9 erfüllt, gegebenenfalls nach 
Auswechseln der Brennerdüsen und/oder nach 
Plombieren der Regelorgane in den entsprechen- 
den Stellungen. 

— ein Gerät der Kategorie III kann wie ein Gerät 
jeder beliebigen anderen Kategorie vertrieben 
werden, wenn die für die Prüfungen verwende- 
ten Drücke und Gase dieselben sind wie die der 
anderen Kategorie. 

Werden jedoch bei der Prüfung andere Drücke 
und/oder Gase verwendet, so sind die in den Ab- 
sätzen 4.2 — 5.4 — 5.5 — 5.6 — 5.7 und 5.9 dieser 
Richtlinie festgelegten Prüfungen durchzuführen, 
gegebenenfalls nach Auswechseln der Brennerdüsen 
und/oder Plombierung der Regelorgane in den ge- 
eigneten Stellungen, wenn die Organe nicht für 
diese Kategorie ausgelegt sind. 


1 . 2 . 

Geräte einer Kategorie können wie Geräte einer 
anderen Kategorie, jedoch mit gleichem Wobbezahl- 
bereich, vertrieben werden, vorausgesetzt, daß die 
Bedingungen von Absatz 3.8 Tabelle 3 erfüllt sind, 
daß das Gerät den Betriebsbedingungen des Landes 
angepaßt ist, in dem es vertrieben werden soll, und 
daß die Angaben auf dem Leistungsschild dieser 
Einstellung entsprechen. 

Diese Gleichwertigkeit der Geräte wird grund- 
sätzlich anerkannt, ohne daß neue Versuche erfor- 
derlich sind. 

Zusätzliche Prüfungen können jedoch bei den 
Drücken und mit den Gasen des Landes durchgeführt 
werden, für das das Gerät bestimmt ist, 

— wenn der Betriebsdruck in dem Land, in dem das 
Gerät geprüft worden ist, vom Betriebsdruck im 
Bestimmungsland abweicht, 

— wenn das Gerät, auch mit plombierten Regel- 
organen, unter den Bedingungen der Ursprungs- 


Tabelle 10 


Beispiele für Gerätekategorien, die in den Mitgliedstaaten vertrieben werden 


Land 

I2 I2HL I2H I2L I3 II12 II12HL II12H II23 II 2 HL 3 II 2 H 3 1 III 

1 

A 

Ja Ja Ja Ja Ja 

ohne G 26 

B 

Ja Ja 

C 

Ja Ja Ja 

D 

Ja Ja Ja Ja Ja ohne 

G 120, G 23 

E 


F 

Ja Ja Ja Ja Ja ohne 

G 120, G 25 

G 26, G 27 

1 

G 

Ja Ja 

H 

Ja Ja Ja 


Bei Geräten der Kategorie I2HL mit Diffusionsbrennern ist ein Auswechseln des Brenners beim Übergang von Ga- 
sen der Gruppe L auf Gase der Gruppe H oder umgekehrt zulässig. 
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kategorie mit Gasen geprüft worden ist, die an- 
ders beschaffen sind als die des Bestimmungs- 
landes. 

In allen diesen Fällen sind zusätzliche Versuche 
in der Gesamtzahl auszuführen, wie sie in den Ab- 
sätzen 4.2 — 5.4 — 5.5 — 5.6 — 5.7 und 5.9 dieser 
Richtlinie angegeben sind. 

Beispiele 

— ein Gerät der Kategorie h kann als Gerät der 
Kategorie I2HL vertrieben werden, vorausgesetzt, 
daß es die Prüfungen der Absätze 4.2 — 5.4 — 
5.5 — 5.6 — 5.7 und 5.9 bei den Drücken und mit 
den Gasen erfüllt, die der Kategorie I 2 HL entspre- 
chen, unter Verwendung entsprechender Bren- 
nerdüsen, 

— ein Gerät der Kategorie Diil kann wie ein Gerät 
der Kategorie I 2 vertrieben werden, vorausge- 


setzt, daß es die Prüfungen der Absätze 4.2 — 
5.4 — 5.5 — 5.6 — 5.7 und 5.9 bei den Prüfdrük- 
ken erfüllt, die der Kategorie I 2 entsprechen. 
Außerdem müssen die etwa vorhandenen Regel- 
organe in den entsprechenden Stellungen blok- 
kiert und plombiert werden. 

1.3 

Geräte einer Kategorie können wie Geräte einer 
anderen Kategorie mit kleinerem Wobbezahlbereich 
vertrieben werden, vorausgesetzt, daß es mit allen 
Baumerkmalen der in Aussicht genommenen Kate- 
gorie übereinstimmt. 

Außerdem ist es den Zusatzprüfungen nach Absatz 
4.2 — 5.4 — 5.5 — 5.6 — 5.7 und 5.9 dieser Richtlinie 
zu unterziehen, und zwar unter Verwendung von 
Prüfgasen der neuen in Aussicht genommenen Kate- 
gorie und den entsprechenden Gasdrücken. 
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Begründung 


Mit Recht hat der Rat auf Vorschlag der Kommission 
bereits seit 1969 in das allgemeine Programm zur 
Beseitigung der technischen Handelshemmnisse den 
Sektor der nichtelektrischen Heiz-, Koch- und Warm- 
wasserbereitungsgeräte eingeschlossen. 

In diesem Sektor, der von sehr großer wirtschaft- 
licher Bedeutung ist, bestehen nämlich ernste Han- 
delshemmnisse. Die Konzeptionen dieser Geräte 
waren aber von einem Mitgliedstaat zum anderen 
derart verschieden, daß es der Kommission erst nach 
sehr großen Bemühungen gelungen ist, ihren Ver- 
pflichtungen im Rahmen des Zeitplanes nachzukom- 
men, der ihr vom Rat durch seine Entschließung über 
die Industriepolitik vom 9. Dezember 1973*) gesetzt 
worden war; nach diesem Zeitplan sollte die Kom- 
mission dem Rat vor dem 1. Januar 1975 eine „Rah- 
men" -Richtlinie mit Grundprinzipien für den gesam- 
ten Sektor sowie eine Einzelrichtlinie über be- 
stimmte Geräte vorlegen. 

Ein Vergleich der Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten auf dem Sektor der gasbe- 
heizten Geräte führte nun zu der Feststellung, daß 
zwischen diesen einzelstaatlichen Regelungen bedeu- 
tende Divergenzen bestehen, und zwar einmal hin- 
sichtlich der Fertigungskriterien und der verwende- 
ten Sicherheitseinrichtungen, zum anderen hinsicht- 
lich der Prüfbedingungen, die für diese Geräte gel- 
ten. 

Die Grundursache für die Schwierigkeiten im Ver- 
trieb dieser Geräte zwischen den Mitgliedstaaten 
liegt darin, daß diese Geräte „nationaler Zulassun- 
gen" bedürfen und in den einzelnen Ländern ent- 
sprechende Stempel und Zeichen tragen müssen. 
Dieser Zwang ergibt sich aus nationalen Regelungen, 
Normen oder sonstigen Spezifikationen, deren Ein- 
haltung obligatorisch ist. 

Diese Situation wirkt sich auf der Ebene des Waren- 
verkehrs dadurch aus, daß die Hersteller gezwungen 
sind, ihre Produktion zu diversifizieren, um den in 
dem Mitgliedstaat, für den die Geräte bestimmt sind, 
gültigen Bestimmungen gerecht zu werden, und 
sich wiederholten Kontrollen unterziehen müssen, 
die häufig nach unterschiedlichen Methoden durchge- 
führt werden. 

Die zur Zeit geltenden nationalen Rechtsvorschriften 
sind durch die Notwendigkeit gerechtfertigt, den 
Verbraucher zu schützen, und ihre Harmonisierung 
erscheint als das einzige Mittel zur Beseitigung der 
Nachteile, die sich aus der Unterschiedlichkeit dieser 
Rechtsvorschriften ergeben, sowie zur Schaffung 
günstiger Voraussetzungen für den Warenverkehr. 
Hierbei stößt man jedoch auf Schwierigkeiten: die 
natürlichen Hilfsquellen einiger Mitgliedstaaten und 
die Entdeckung bedeutender Erdgas-Vorkommen 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. C 117 
vom 31. Dezember 1973 


haben die Gasindustrie dazu geführt, gasförmige 
Brennstoffe verschiedenster Art und Beschaffenheit 
auf den Markt zu bringen (Wobbezahl, Giftigkeit 
usw.); diese Gase lassen sich in drei Familien unter- 
teilen: 

1 . Erdgas 

2. Stadtgas (Kokereigas) 

3. Flüssiggas. 

Damit wurden die Hersteller häufig vor die Not- 
wendigkeit gestellt, Geräte zu bauen, die auf diese 
drei Gasarten umgestellt werden können. Außerdem 
mußte jedoch die Konzeption der Gasgeräte diver- 
sifiziert werden, um andere Punkte zu berücksichti- 
gen, die zu der komplexen Situation auf diesem 
Sektor beigetragen haben, nämlich: 

— unterschiedliche Installationsbedingungen je nach 
den bestehenden Regelungen; 

— unterschiedliche Drücke in den Gas- und Wasser- 
leitungen; 

— ■ unterschiedliche Abmessungen der Anschluß- 
Stutzen entsprechend den jeweiligen nationalen 
Normen. 

Da nun die Mitgliedstaaten lange Zeit für sich iso- 
liert gearbeitet haben, um ihre Produktion zu ratio- 
nalisieren und Bau- und Sicherheitsvorschriften zu 
erstellen, haben sie infolgedessen Normen und Vor- 
schriften ausgearbeitet, die hauptsächlich ihrer je- 
weiligen nationalen Situation Rechnung tragen. 

Eine Prüfung der bestehenden Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften zeigt, daß zwischen den Mitglied- 
staaten sehr weitgehende Abweichungen in den 
technischen und administrativen Vorschriften für 
diesen Bereich bestehen. 

Diese Schwierigkeiten, die Produzenten und Ver- 
braucher daran hindern, sich die Vorteile zunutze 
zu machen, die aus der Erschließung eines Marktes 
von 250 Millionen Einwohnern entstehen müßten, 
können nicht alle durch Richtlinien über diese Er- 
zeugnisse behoben werden. Denn es ist auf jeden 
Fall unumgänglidi, die Erzeugnisse den jeweils herr- 
schenden Bedingungen anzupassen (insbesondere 
den Gasarten und Gasdrücken), die sich am Aufstel- 
lungsort vorfinden. 

Es zeigte sich jedoch, daß eine beträchtliche Verein- 
fachung der Zulassungsverfahren erzielt werden 
konnte, wenn es gelang, eine gegenseitige Aner- 
kennung der Kontrollen auf der Basis vereinheit- 
lichter Prüfverfahren in der ganzen Gemeinschaft 
unter Einschaltung von in jedem Mitgliedstaat an- 
erkannten Prüfstellen herbeizuführen. 

Das allgemeine Verfahren hierfür, sowie die für 
alle Geräte dieses Sektors gültigen Bestimmungen 
werden in der beigefügten Rahmenrichtlinie festge- 
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legt. Zugleich wird ihr eine erste Einzelrichtlinie 
über Warmwasserheizer beigegeben, die eine erste 
Anwendung der Prinzipien der Rahmenrichtlinien 
darstellt und den Weg weist, auf dem die Kommis- 
sion ihre Bestrebungen fortzusetzen gedenkt. 

Erläuterungen zum Vorschlag der Rahmenrichtlinie 

Allgemeiner Kommentor 

Der freie Verkehr der gasbeheizten Geräte wird 
durch Hindernisse beeinträchtigt, die vor allem aus 
der Unterschiedlichkeit der Sicherheitskriterien und 
damit aus den Rechtsvorschriften herrühren, die zur 
Einhaltung dieser Kriterien in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten geschaffen worden sind. 

Die Kommission hat diese allgemeine Richtlinie er- 
stellt und wird künftig Einzelrichtlinien hierzu aus- 
arbeiten, um zu einer Harmonisierung der Regelun- 
gen auf diesem Sektor zu gelangen. 

Die allgemeine Richtlinie wird mit ihrer Inkraftset- 
zung den innergemeinschaftlichen Warenverkehr 
für Gasverbrauchsgeräte bereits wesentlich erleich- 
tern. Mit dem Inkrafttreten der Einzelrichtlinien, 
durch die spezielle Bereiche harmonisiert werden, 
steht den Herstellern die Möglichkeit offen, ihre 
Erzeugnisse nach gemeinschaftlichen Vorschriften zu 
fabrizieren und damit Zugang zum kommunitären 
Markt zu bekommen. Die Einzelrichtlinien können 
sich entweder auf eine harmonisierte Norm stützen, 
auf die Bezug genommen wird, oder auf spezielle 
technische Anhänge. 

Die von der Kommission vorgeschlagene Harmoni- 
sierungslösung ist die sogenannte „Alternativlö- 
sung"; diese besagt, daß die Richtlinie nicht an die 
Stelle der in den Mitgliedstaaten geltenden Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften treten soll, sondern 
diese für den internen Markt lediglich ergänzt. Mit 
anderen Worten: da die Richtlinie die in den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen 
nicht ersetzt, kann ein Hersteller, der am gemein- 
schaftlichen Markt nicht interessiert ist, seine Fer- 
tigung weiterhin nach den in seinem Land geltenden 
Rechtsvorschriften ausrichten und ggf. technische 
Neuerungen einführen, wobei er sich jedoch aus- 
schließlich auf den internen Markt beschränkt. Ge- 
hen jedoch die Interessen eines Herstellers einer 
bestimmten Gerätekategorie dahin, eine wesentlich 
größere Kundschaft anzusprechen, wie sie durch die 
Gemeinschaft gegeben ist, so steht es ihm frei, die 
Richtlinie für seine Produkte anzuwenden. Er kann 
dann sicher sein, wenn er die Vorschriften der Richt- 
linie einhält, daß seine Gasverbrauchsgeräte auf den 
Märkten aller anderen Mitgliedstaaten akzeptiert 
werden. 

In bestimmten Einzelrichtlinien können jedoch die 
Modalitäten festgelegt werden, nach denen die ge- 
meinschaftlichen technischen Vorschriften an die 
Stelle der bisherigen nationalen Bestimmungen tre- 
ten können, wenn besonders wichtige Sicherheits- 
fragen in der Richtlinie enthalten sind. 


Erläuterungen zum Vorschlag der Einzelrichtlinie 

Allgemeiner Kommentar 

Der Sektor der gasbeheizten Warmwasserbereiter 
für sanitäre Zwecke wurde als erstes Beispiel für 
die Anwendung ider allgemeinen Richtlinie ge- 
wählt, weil er spezielle Merkmale aufweist: 

— Groß-Serienproduktion von Geräten, die für den 
Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft be- 
stimmt sind; 

— verhältnismäßig geringere Schwierigkeiten der 
Harmonisierung der verschiedenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften hinsichtlich der Bau- 
und Prüfbestimmungen, als in anderen Sektoren. 

Die Werte für die in der Richtlinie behandelten 
Nennleistungen sind die, die gegenwärtig bei Gas- 
verbrauchsgeräten für Haushaltszwecke verwendet 
werden bzw. künftig in Aussicht genommen sind. 
Bevorzugt wurden vier Geräteklassen mit jeweils 
ziemlich breiter Leistungsspanne, um die Aus- 
tauschbarkeit von Teilen eines Gerätes bestimmter 
Leistung mit denen eines Gerätes einer anderen 
Leistungsspanne zu vermeiden, weil dies zu Stö- 
rungen der Gerätefunktion führen und den Ver- 
braucher gefährden könnte. 

Zweck der Richtlinie ist insbesondere die Harmoni- 
sierung der Sicherheitsaspekte, ohne dabei die Fest- 
legung annehmbarer Leistungskriterien zu vernach- 
lässigen, um den derzeitigen Problemen der Ener- 
gieeinsparung gerecht zu werden. Bei der Festle- 
gung der Schemata, Zeichnung und Bauvorschriften 
wurde dem Hersteller möglichst weitgehende Frei- 
heit gelassen, um den freien Wettbewerb nicht zu 
beeinträchtigen. Besondere Aufmerksamkeit wurde 
der Festlegung der Prüfbedingungen und der Repro- 
duzierbarkeit der Prüfungen gewidmet, die erfor- 
derlich ist, um sich zu vergewissern, ob die Bedin- 
gungen eingehalten worden sind. 

Die Möglichkeit, gewisse Abweichungen von der 
Einzelrichtlinie zuzulassen, könnte erwogen werden, 
wenn klar festgelegt ist, welches ihr Geltungsbereich 
und dessen Grenzen sind. 

Die von der Kommission vorgeschlagene Harmoni- 
sierungslösung ist die sogenannte „Alternativlö- 
sung", d. h. die Richtlinie muß beim Verkehr der gas- 
beheizten Geräte zwischen den Mitgliedstaaten an- 
gewendet werden, doch steht es dem Hersteller frei, 
Gasverbrauchsgeräte auf den Markt zu bringen, die 
entweder der Gemeinscbaftsrichtlinie oder den na- 
tionalen Regelungen entsprechen. 

Anhörung der betroffenen Wirtschaftskreise 

Bei der Vorbereitung dieses Richtlinienvorschlages 
wurde zunächst eine sehr eingehende Prüfung der 
verschiedenen nationalen Regelwerke vorgenom- 
men. Die Ergebnisse der von den Normen- und 
Prüfstellen geleisteten Arbeiten wurden weitgehend 
genutzt. Es wurden häufig Kontakte mit Verbrau- 
cherverbänden, Prüfstellen und Fachkreisen aufge- 
nommen, und zwar bereits bei den ersten Vorarbei- 
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ten. Dieses Vorgehen ermöglichte den Dienststellen 
der Kommission, einen einheitlichen Richtlinientext 
zu erstellen, der in den Sitzungen der Sachverstän- 
digen-Arbeitsgruppen der Kommission, zu denen 
Verbraucherverbände, Prüf- und Normenstellen so- 
wie die europäischen Verbände der Hersteller hin- 
zugezogen wurden, eingehend diskutiert worden 
ist. 


Anhörung des europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Nach Artikel 100 Abs. 2 des Vertrages ist die Stel- 
lungnahme dieser beiden Instanzen erforderlich, da 
die Anwendung der vorgesehenen Vorschriften in 
einigen Mitgliedstaaten eine Änderung ihrer Rechts- 
vorschriften notwendig macht. 


Anlage zur Begründung 


Aufstellung der wichtigsten Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Gasverbrauchsgeräte 


Deutschland 

— Energiewirtschaftsgesetz vom 13. Dezember 1935 
(RGBl. I, S. 1451) 

— Gesetz über technische Arbeitsmittel vom 24. Juni 
1968 (BGBl. I, S. 717) 

Belgien 

' — Gesetz vom 12. April 1965 über den Transport 
gasförmiger und anderer Erzeugnisse durch Lei- 
tungen. 

Frankreich 

— Dekret Nr. 62-608 vom 23. Mai 1962 

— Erlaß vom 15. Oktober 1962, geändert durch Er- 
laß vom 17. Oktober 1963, 31. März 1964, 17. März 
1967 

— Erlaß vom 21. Februar 1966, geändert durch Erlaß 
vom 15. September 1966 

— Dekret Nr. 54856 vom 13. April 1954. 


Italien 

— Gesetz vom 16. Juni 1927 Nr. 1132 (Gründung 
des nationalen Verbandes für die Kontrolle der 
Verbrennung) 

— DM vom 12. Juli 1912, geändert durch DM vom 
15. Oktober 1924 und vom 26. Februar 1927 

— Gesetz vom 6. Dezember 1971 Nr. 1083 (Norm 
für die betriebssichere Verwendung von brenn- 
baren Gasen). 

Niederlande 

— Normen für gasbeheizte Haushaltsgeräte, Erdgas, 
Juni 1968 

Änderungen „Gas" 88, 6, 302, Juni 1968 

— ■ Normen für Zentralheizungskessel, Januar 1968 
Änderungen „Gas" 88, 6, 302, Juni 1968 

— Normen für Großküchengeräte, August 1965 
Änderungen „Gas" 88, 6, 302, Juni 1968 

England 

Heizgeräte „Regulations" 1973 
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